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Einflhrung

Die Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes wurde zum Stichtag 31.12.2001
durch den Ubergang vom alten Gesamtversorgungssystem zur
Versorgungspunkterente grundlegend geandert. Die bis zum Stichtag erworbenen
Zusatzrentenanspriche wurden in eine Zusatzrentenanwartschaft (die sogenannte
"Startgutschrift") tberfuihrt. Umstritten sind nach wie vor die Ubergangsregelungen
fur die Jahrgdnge ab 1947, die am 31. 12. 2001 das 55. Lebensjahr noch nicht
vollendet hatten (sogenannte rentenferne Pflichtversicherte). Die
Ubergangsregelungen fiir rentennahe Versicherte (Jahrgang bis einschlieRlich 1946)
hingegen wurden hdchstrichterlich (z.B. BGH IV ZR 134/07 vom 24.09.2008) fur
rechtswirksam erklart.

Das schliel3t auch solche Versicherte ein, die am 01.01.2002 bereits nicht mehr
pflichtversichert waren und somit als beitragsfreie Versicherte weitergefiihrt werden.

Nach § 80 Abs. 1 VBLS n.F. gilt:

'Die Anwartschaften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherten werden nach der
am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. *Soweit die
Startgutschrift nach 8§ 18 Abs. 2 BetrAVG berechnet wurde, sind § 78 Abs. 4, 8 79 Abs. 1
Satz 3 bis 8 und Abs. la entsprechend anzuwenden. °Fur die Dynamisierung der
Startgutschrift gilt § 79 Abs. 7 entsprechend.

Diese Regelung fur beitragsfrei Versicherte z.B. in der neuen VBL — Satzung hat bei
vielen Betroffenen und Klagern zu Ratlosigkeit gefuihrt, da die Transparenz zu fehlen
scheint, wie man denn nun die Zusatzrentenanwartschaft eines beitragsfrei
Versicherten konkret ermittelt.

Viele beitragsfrei Versicherte - ob nun rentenfern oder rentennah - sind zum Tell
deutlich vor dem Umstellungsstichtag 31.12.2001 aus der Pflichtversicherung der
Zusatzversorgung ausgeschieden. Der ubliche Regelaltersbeginn — als Eintritt des
regularen VBL - Versicherungsfalls — lag/liegt ggf. erheblich zeitlich nach dem
31.12.2001, dem Umstellungszeitpunkt von der alten Gesamtversorgung auf das
neue Zusatzversorgungsrecht.

Die alte Gesamtversorgung der Zusatzversorgung des o6ffentlichen Dienstes musste
geschlossen werden, da das zugrundeliegende Betriebsrentengesetz (BetrAVG a.F.)
zum 31.12.2000 / 01.01.2001 durch ein Betriebsrentengesetz (BetrAVG n.F.) mit
geandertem 8§ 18 BetrAVG n.F. ersetzt wurde. In der Folge waren die Tarifvertrage
bzw. nachfolgend die Zusatzversorgungssatzungen (ZVKS n.F. mit Wirkung ab
01.01.2001) anzupassen und Ubergangsregelungen zu erstellen, um bereits erdiente
Anwartschaften in ein neues Rentensystem fir die Zusatzversorgung des
offentlichen  Dienstes, d.h. sogenannte  Anwartschaften _nach _dem
Betriebsrentengesetz n.F. (incl. der Startgutschriften) zu tberfuhren.




5
Auch fur die beitragsfrei Versicherten gab es einen jahrelangen Streit durch alle
Instanzen bis hin zum Bundesverfassungsgericht (BVerfG), um — wie bei den
rentenfernen Startgutschriften — die RechtmaRigkeit der Ubergangsregelungen auch
fur diesen speziellen Versichertenkreis zu prufen.

Der beschrittene Rechtsweg war/ist langwierig und steinig. Das wird in Kapitel 1
zusammengefasst.

Verfahrensschritte und Hintergriinde zur Ermittlung der beitragsfreien Anwartschaft
werden in Kapitel 2 anhand eines ,Masterbeispiels* Z skizziert.

Auszige aus Gesetzen; Tarifvertragen, Satzungen werden im Anhang angegeben.



Zusammenfassung

Die Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes wurde zum Stichtag 31.12.2001
durch den Ubergang vom alten Gesamtversorgungssystem zur
Versorgungspunkterente grundlegend geandert. Die bis zum Stichtag erworbenen
Zusatzrentenanspriche wurden in eine Zusatzrentenanwartschaft (die sogenannte
"Startgutschrift") tberfuihrt. Umstritten sind nach wie vor die Ubergangsregelungen
fur die Jahrgdnge ab 1947, die am 31. 12. 2001 das 55. Lebensjahr noch nicht
vollendet hatten (sogenannte rentenferne Pflichtversicherte). Die
Ubergangsregelungen fir rentennahe Versicherte (Jahrgang bis einschlieRlich 1946)
hingegen wurden hdchstrichterlich (z.B. BGH IV ZR 134/07 vom 24.09.2008) fur
rechtswirksam erklart.

Das schliel3t auch solche Versicherte ein, die am 01.01.2002 bereits nicht mehr
pflichtversichert waren und somit als beitragsfreie Versicherte weitergefuhrt werden.

Nach § 80 Abs. 1 VBLS n.F. gilt:

'Die Anwartschaften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherten werden nach der
am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. ’Soweit die
Startgutschrift nach § 18 Abs. 2 BetrAVG berechnet wurde, sind § 78 Abs. 4, 8 79 Abs. 1
Satz 3 bis 8 und Abs. la entsprechend anzuwenden. °Fur die Dynamisierung der
Startgutschrift gilt § 79 Abs. 7 entsprechend.

(vgl. auch dazu Anhang F)

Diese Regelung flr beitragsfrei Versicherte in der neuen VBL — Satzung hat bei
vielen Betroffenen und Klagern zu Ratlosigkeit gefuihrt, da die Transparenz zu fehlen
scheint, wie man denn nun die Zusatzrentenanwartschaft eines beitragsfrei
Versicherten konkret ermittelt.

Viele beitragsfrei Versicherte - ob nun rentenfern oder rentennah - sind zum Teil
deutlich vor dem Umstellungsstichtag 31.12.2001 aus der Pflichtversicherung der
Zusatzversorgung ausgeschieden. Der Ubliche Regelaltersbeginn — als Eintritt des
regularen VBL - Versicherungsfalls — lag/liegt ggf. erheblich zeitlich nach dem
31.12.2001, dem Umstellungszeitpunkt von der alten Gesamtversorgung auf das
neue Zusatzversorgungsrecht.

Fur am 31.12.2001 beitragsfrei gestellte VBL — Versicherte ist 8§ 30d BetrAVG
n.F. (vgl. auch dazu Anhang C) anzuwenden, d.h. es erfolgen Anderungen
gegenlUber der Berechnung der reguléren rentenfernen Startgutschrift (die mit
sozial- und steuerrechtlichen Bedingungen aus dem Jahr 2001 arbeitet und das
gesamtversorgungsfahige Entgelt aus den Jahresentgelten der Jahre 1999, 2000
und 2001 ermittelt).
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Fir zum 31.12.2001 beitragsfrei Versicherte werden gemaf3 § 30d BetrAVG n.F. nun

mehrere Elemente des Berechnungsweges modifiziert:

e FUr die Errechnung des gesamtversorgungsfahigen Entgelts (gvE) sind die
gewichteten jahrlichen zusatzversorgungspflichtigen Entgelte VOR Eintritt des
fiktiven Versicherungsfalls (= Monatsbeginn nach Ende der Beitragspflicht)
malf3geblich, also die Entgelte der drei Jahre VOR dem Eintritt des fiktiven
Versicherungsfalls.

e Nach 8 30d BetrAVG n.F. sollen fir die Ermittlung des fiktiven
Nettoarbeitsentgelts (NAG) die steuer- und sozialrechtlichen Bedingungen
herangezogen werden, die zum 31.12.2000 gegolten haben.

e Fur die Berechnung der fiktiven gesetzlichen Naherungsrente (NR) gelten die
sozialrechtlichen Bedingungen, die zum 31.12.2000 gegolten haben und der dort
anzusetzende  Korrekturfaktor (vom  Bundesministerium der Finanzen
vorgegeben) ist anzupassen.

e Der personlich ,erdiente” Versorgungsprozentsatz (VS) ergibt sich aus den
anrechenbaren Jahren fir den Zeitraum bei demjenigen Arbeitgeber, wo
mindestens 10 Jahre verbracht wurden.

Ferner ist — systematisch unabhangig von der beitragsfreien Problematik —
gegebenenfalls der jahrlich nach 8§ 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG n.F. (vgl. auch dazu
Anhang B) gewahrte jahrliche Anteilssatz von 2,25 % p.a. der Voll-Leistung (VL =
[91,75 % NAG] minus NR) anzupassen bis auf maximal 2,5 % p.a. und dann der
personliche erreichte (ggf. erhdhte) Versorgungssatz (VS) mit der Voll-Leistung (VL)
zu multiplizieren, also VS x VL zu bilden.

Das erscheint zundchst abstrakt und nicht durchschaubar. Die ndétigen
Modifikationen werden aber konkret, wenn man mit Beispielen arbeitet und die
durchzufihrenden  Aufgaben  zur  Ermittlung der  Anwartschaft nach
Betriebsrentengesetz n.F. in Teilschritte zerlegt.

Als ,Master-Beispiel* zur Verdeutlichung dient der modifizierte reale Fall eines
rentenfernen Versicherten Z des Jahrgangs 1947.

Der rentenferne Versicherte, geboren am 07.01.1947, wird zum 01.01.1973 in der
VBL pflichtversichert und beendet aus ,fiktiv* privaten Griinden zum 31.03.1996 die
VBL — Pflichtmitgliedschaft - also noch zu Zeiten der alten Gesamtversorgung -. Die
erdiente Rentenanwartschaft des beitragsfrei Versicherten war vom alten
Gesamtversorgungssystem Uberzuleiten in eine Anwartschaft des neuen
Zusatzversorgungssystems fir den offentlichen Dienst.

Drei Arbeitgeber A (01.01.1973-31.05.1977), B (01.06.1977-30.09.1978) und C
(01.10.1978-31.03.1996) pragen seine VBL — Pflichtversicherungszeit.

Aus der Pflichtversicherungszeit bei Arbeitgeber A und B und aus Anteilen aus
seinen Arbeitnehmerbeitragen bis einschlief3lich 1977 erwachst gemald § 44 VBLS
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a.F. (vgl. auch dazu Anhang E) ein Anspruch auf eine ,einfache Versicherungsrente*
in Hohe von 19,43 €.

Im dritten Versicherungsabschnitt bei Arbeitgeber C erflllt der Versicherte gewisse
Unverfallbarkeitsvoraussetzungen (Wartezeit erflllt, bei fiktivem Versicherungsfall =
Ausstiegszeitpunkt aus der Pflichtversicherung) ist er &lter als 35 Jahre; in
Versicherungsabschnitt C ist er mehr als 10 Jahre beim gleichen Arbeitgeber; d.h. es
liegt ein so genanntes ,qualifiziertes* Versicherungs-/Arbeitsverhaltnis vor) und er hat
damit Anspruch auf eine Anwartschaftsermittiung nach dem Betriebsrentengesetz
(BetrAVG n.F.) fur den Versicherungsabschnitt C.

In Wiederholung:

Im Unterschied zu den reguléren (d.h. nicht schon vor dem 31.12.2001
beitragsfreien) rentenfernen Versicherten erfolgt die beitragsfreie
Anwartschaftsermittlung nach BetrAVG unter der MalRgabe des § 30d BetrAVG n.F.,
d.h. es sind die steuerrechtlichen /sozialrechtlichen Bedingungen anzuwenden die
zum 31.12.2000 galten. Das Gleiche gilt fur die anzupassenden Parameter, die in die
Berechnung der fiktiven gesetzlichen Naherungsrente eingehen. Ferner gilt der VBL
— Ausstiegszeitpunkt im Jahr 1996 als Zeitpunkt des Eintritts eines fiktiven
Versorgungsfalls* im Jahr 1996. Entsprechend ist das zu ermittelnde
gesamtversorgungsfahige Entgelt als gewichteter Durchschnitt der
zusatzversorgungspflichtigen Jahresentgelte aus den drei Jahren VOR Eintritt des
fiktiven Versorgungsfalls am 01.04.1996 zu berechnen. Es geht also um die
Jahresentgelte der Jahre 1993 — 1995.

In Analogie zu den ublichen rentenfernen Startgutschriften — im vorliegenden
Untersuchungsfall aber mit den steuerrechtlichen /sozialrechtlichen Bedingungen, die
bis zum 31.12.2000 galten, wird dann fur den Zeitraum (01.10.1978-31.03.1996) bei
Arbeitgeber C eine rentenferne Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz (BetrAVG
n.F.) aus beitragsfreier Versicherung errechnet und zwar in Héhe von 327,61 € (ohne
Zuschlag) und in Ho6he von 363,96 € (mit Zuschlag aus der Regelung vom
08.06.2017).

Somit ergibt sich aus den Anspriichen nach § 44 VBLS a.F. beim Arbeitgeber A und
B sowie aus der Rentenwartschaft nach Betriebsrentengesetz aus der Zeit beim
Arbeitgeber C als Summe der Anwartschaften: 19,43 € + 363,96 € = 383.39 €.



1. Rechtliche Hintergrinde

Im Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 1 BvR 1409/10 vom 28.04.2011
wird in einer Zusammenfassung erlautert, wie die Neuordnung der Zusatzversorgung
fur die Versicherten einzuordnen ist, auch fir beitragsfrei Versicherte.

RdANr. 4 -6 1BvR 1409/10 Auszug

Dem System der Zusatzversorgung der VBL lag bis zum 31. Dezember 2000 der
.1arifvertrag Uber die Versorgung der Arbeithehmer des Bundes und der Lander sowie
von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe* vom 4. Novemberl1966
(Versorgungs-TV) zugrunde. Dieser sah eine Versicherungspflicht bei der VBL vor und
traf dazu einige grundlegende Regelungen. Die konkrete Ausgestaltung der
Zusatzversicherung ergab sich aus der Satzung der VBL in der bis zum 31. Dezember
2000 geltenden Fassung (VBLS a.F.).

a) Die vom Arbeithehmer im Rahmen der Zusatzversorgung im Normalfall zu
erreichende Versorgungsrente (88 37 ff. VBLS a.F.) beruhte nach dem alten System auf
dem so genannten Gesamtversorgungsprinzip. Damit sollte dem Versicherten ein
bestimmtes Gesamtniveau seiner Versorgung gewahrt werden, das sich an der
Beamtenversorgung orientierte. Einen Anspruch auf Versorgungsrente hatte der
Versicherte allerdings nur, wenn er zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls - insbesondere
bei Erreichen der Regelaltersgrenze - weiter in der Zusatzversicherung pflichtversichert
war (8 37 Abs. 1 Buchstabe a VBLS a.F.). Andernfalls hatten Versicherte nach Erfillung
der Wartezeit Anspruch auf eine Versicherungsrente (§ 37 Abs. 1 Buchstabe b VBLS
a.F.). Die Versicherungsrente war der versicherungsmathematische Gegenwert einer fur
jeden Versicherten zum Rentenbeginn feststehenden Beitragssumme.

b) Mit der Neufassung ihrer Satzung vom 22. November 2002 (VBLS) hat die VBL
ihr Zusatzversorgungssystem rackwirkend zum 31. Dezember 2001
(Umstellungsstichtag) grundlegend umgestellt und das frGhere

Gesamtversorgungssystem durch ein  auf einem Punktemodell beruhendes,
beitragsorientiertes Betriebsrentensystem ersetzt. Den Systemwechsel hatten zuvor die
Tarifvertragsparteien des offentlichen Dienstes vereinbart.

RdNr. 9 — 13 1BVR 1409/10 Auszug

Fur den Erwerb von Anwartschaften auf eine Versorgungs- oder Versicherungsrente
nach der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Satzung der VBL muss der Versicherte
nach § 37 Abs. 1, 8 38 Abs. 1 VBLS a.F. eine Wartezeit von 60 Umlagemonaten erfillt
haben. Die Vorschriften lauten:

§ 37 VBLS a.F.

(1) Tritt bei dem Versicherten, der die Wartezeit (8§ 38) erfullt hat, der Versicherungsfall (8
39) ein und ist er in diesem Zeitpunkt

a) pflichtversichert, hat er einen Anspruch auf Versorgungsrente fiir Versicherte
(88 40 bis 43b) (Versorgungsrentenberechtigter),
b) freiwillig weiterversichert oder beitragsfrei versichert, hat er einen Anspruch

auf Versicherungsrente fiir Versicherte (88 44, 44a) (Versicherungsrentenberechtigter).
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RdNr. 26 — 27 1BvR 1409/10 Auszug

Die Zahl der Umlagemonate spielt sowohl bei der Erfiillung der Wartezeit als auch bei der
Berechnung von Leistungen aus der Zusatzversorgung eine entscheidende Rolle. So
richtet sich die H6he der mit Erfiillung der Wartezeit erworbenen Rentenanwartschaft im
Fall einer Versorgungsrente entsprechend der alten Satzungsregelung nach dem
gesamtversorgungsfahigen Entgelt sowie der gesamtversorgungsféhigen Zeit (88 40 ff.
VBLS a.F.). Gesamtversorgungsfahige Zeit sind die bis zum Beginn der
Versorgungsrente zuriickgelegten Umlagemonate (§ 42 Abs. 1 VBLS a.F.).

Fur den Fall, dass der Versicherte Anwartschaften auf eine Versicherungsrente erworben
hat, die nach § 80 VBLS in das neue System Ubergeleitet wurden, bemisst sich die Hohe
der Rente nach einem bestimmten Vomhundertsatz der zusatzversorgungspflichtigen
Entgelte, von denen tatsachlich Umlagen entrichtet worden sind (§ 44 VBLS a.F.).

Bereits aus diesen kurzen Auszigen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
wird deutlich, dass unterschiedliche gesetzliche Regelungen (BetrAVG a.F.,
BetrAVG n.F., Tarifvertrdge zur Altersversorgung a.F. und n.F., VBL — Satzungen
a.F. und n.F.) auch fiir die beitragsfreie Ubergangsregelungen zu beachten sind und
man zudem Regelungen zur Unverfallbarkeit von Anwartschaften auf eine
Zusatzversorgungsrente zu befolgen hat.

Spéatestens Ende 2011 sind wohl mit Eintritt in die damalige Regelaltersrente zum 65.
LJ + O Monate (bezogen auf den Umstellungsstichtag 31.12.2001) auch die
beitragsfreien Zusatzrenten fir rentennahe Versicherte abgearbeitet worden. Somit
kann man den Fokus auf rentenferne Versicherte richten.

Die Problematik der Ubergangsregelungen fir beitragsfrei rentenferne Versicherte
bettet sich ein in die lange Diskussion um die RechtmaRigkeit der
Ubergangsregelungen von der alten auf die neue Zusatzversorgung des 6ffentlichen
Dienstes fur rentenferne Versicherte.

1.1. Zum aktuellen Rechtsstand

Wie einem Zeitschriften - Artikel' beschrieben, lassen sich die Ereignisse fur
rentenferne Versicherte zusammenfassen:

Nach zwei hdchstrichterlich erzwungenen Neuregelungen im Jahr 2007 und 2016 ist
ein gewisser juristischer Zwischenstand erreicht. Daraufhin haben am 08.06.2017 die
Tarifparteien  Eckpunkte fir eine weitere Neuregelung fir rentenferne
Pflichtversicherte festgelegt.

3 Fischer, Die zweite Neuordnung der Zusatzversorgung des ¢ffentlichen Dienstes — Ein groRer Wurf?,
rv — Die Rentenversicherung, Heft 6, 2017, 168-172 ,
http://www.startgutschriften-arge.de/11/RV_2017-06_Fischer.pdf



http://www.startgutschriften-arge.de/11/RV_2017-06_Fischer.pdf
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Bei den bis heute heftig umstrittenen Startgutschriften handelt es sich um die zum
Stichtag 31.12.2001 berechneten Rentenanwartschaften fur die zum damaligen
Zeitpunkt pflichtversicherten ZVK - Rentenanwarter. Wer erst ab 2002 in den
offentlichen Dienst eingetreten ist, hat nie eine Startgutschrift erhalten.

Die Startgutschrift soll den Start in das ab 2002 neu eingefiihrte Punktesystem
ermdglichen. Im November 2001 haben die Tarifparteien den grundlegenden
Wechsel vom bis Ende 2001 geltenden Gesamtversorgungssystem auf das ab 2002
geltende Punktemodell beschlossen. Diesen Systemwechsel und die damit
verbundene grundlegende Reform der Zusatzversorgung des offentlichen
Dienstes haben der Bundesgerichtshof (BGH) und das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) zwar als Grundsatzentscheidung der Tarifparteien im Rahmen der
verfassungsrechtlich garantierten Tarifautonomie gebilligt. Umstritten sind aber
nach wie vor Ubergangsregelungen fir die Jahrgange ab 1947, die am 31.12. 2001
das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten (sogenannte rentenferne
Pflichtversicherte). Die Startgutschrift-Berechnungen fir sogenannte rentennahe
Pflichtversicherte bis Jahrgang 1946, die zum 31.12.2001 noch nicht in Rente
waren, sind laut Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 24.09.2008 verbindlich.

Bei den Startgutschriften fir die ehemals rentenfernen Jahrgange ab 1947 haben
sich die Tarifparteien fur einen ganz besonderen Berechnungsweg entschieden.

Die sogenannten rentenfernen Startgutschriften werden nach Paragraf 18 des
Betriebsrentengesetzes (BetrAVG n.F.) berechnet. Diese Sondervorschrift mit
Ubergangsregelungen fur aus dem offentlichen Dienst ausgeschiedene Beschéftigte
war mit Wirkung ab 01.01.2001 gerade geé&ndert worden, nachdem das
Bundesverfassungsgericht’ am 15.07.1998 den Vorgéanger-Paragrafen § 18
BetrAVG a.F. fur verfassungswidrig erklart und den Gesetzgeber zu einer
Neuregelung bis Ende 2000 aufgefordert hatte.

Nur um diese hoch komplizierte Berechnungsformel® dreht sich der seit tiber 15
Jahren andauernde Streit®, der mit aktuellen Piloturteilen® des Oberlandesgerichts
Karlsruhe vom 30.11.2021 einen mal3geblichen Zwischenstand erreicht hat.

Der BGH hat am 14.11.2007° die Startgutschriften fiir Rentenferne
(Pflichtversicherte ab Jahrgang 1947) wegen eines Verstol3es gegen den
Gleichheitssatz des Grundgesetzes fur unwirksam und damit fir unverbindlich
erklart, da sie Pflichtversicherte mit langeren Ausbildungszeiten benachteiligten. Dies
hatte der Bundesgerichtshof vor allem fur Akademiker und andere Versicherte
angenommen, die aufgrund besonderer Anforderungen eines Arbeitsplatzes im
offentlichen Dienst, etwa einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder eines

2 Az . IV ZR 134/07
% Az. 1 BVR 1554/89
“§ 18 Abs. 2 BetrAVG

> Siepe / Fischer: "lhr Weg zu mehr Betriebs- und Zusatzrente”, M & E Books Verlag, KéIn, September 2017,
dort Kapitel 4

6 Urteile OLG KA, 12 U 112/20, 12 U 88/20
http://Irbw.juris.de/cgi-bin/laender rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=36313

" Az. IV ZR 74106



http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=36313
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Meisterbriefes in einem handwerklichen Beruf, erst spater in den 6ffentlichen Dienst
eintreten und dann vom Erreichen des hdchstmdglichen Anteilssatzes ohne
ausreichenden sachlichen Grund von vornherein ausgeschlossen werden.

Das Bundesverfassungsgericht hatte entsprechende Verfassungsbeschwerden dazu
letztlich nicht angenommen, sondern ebenfalls auf die noch zu treffende Anderung
durch die Tarifparteien verwiesen.® Der Europaische Gerichtshof fiir
Menschenrechte in StraBburg hat diesbeziigliche Beschwerden nach Artikel 24
Absatz 2 der Menschenrechtskonvention fir unzulassig erklart.

Am 30.05.2011 haben die Tarifparteien dann eine Neuregelung der rentenfernen
Startgutschriften beschlossen, die den meisten Spateinsteigern mit Eintritt in den
offentlichen Dienst nach dem 25. Lebensjahr einen Zuschlag auf die bisherige
Startgutschrift bescheren soll, sofern sie zu den Jahrgangen 1947 bis 1960
gehoren. Die vor dem vollendeten 25. Lebensjahr in den offentlichen Dienst
eingetretenen ehemals Rentenfernen der Jahrgdnge 1947 bis 1960 sowie die
jungeren Jahrgéange ab 1961 werden durch die wiederum hoch komplizierte
Uberprufungsberechnung aber von einem Zuschlag auf ihre bisherige
Startgutschrift kategorisch ausgeschlossen.

Gegenstand der ersten - inzwischen obsoleten (da verfassungswidrigen) -
Tarifeinigung 2011 waren aufRer der Neuregelung® der rentenfernen Startgutschriften
auch die Hinterbliebenenversorgung bei eingetragenen Lebenspartnerschaften sowie
die Anrechnung von Mutterschutzzeiten. Die Neuregelung der Startgutschriften war
rickwirkend ab dem 01.01.2011 in Kraft getreten.

Die Tarifparteien hatten sich 2011 gegen eine Veradnderung des jahrlichen
Anteilssatzes von 2,25 Prozent'® und stattdessen fir die Einfihrung eines
modifizierten Unverfallbarkeitsfaktors mit pauschalem Abzug von 7,5 Prozentpunkten
entschieden.™* Tatsachlich kam diese relativ komplizierte Berechnungsmethode - die
fur den rentenfernen Versicherten individuelle Elemente nach Paragraf 2 BetrAVG
mit pauschalen Elementen des Paragrafen 18 BetrAVG verquickt - nur dann zum
Tragen, wenn der Versorgungssatz'® (= Verhéltnis von erreichten zu erreichbaren
Pflichtversicherungsjahren) um mehr als 7,5 Prozentpunkte Uber dem bisherigen
Versorgungssatz™® (= Zahl der erreichten Pflichtversicherungsjahre x 2,25 Prozent
pro Jahr) lag.

In seinem Piloturteil** vom 09.03.2016 bemangelte der BGH, dass trotz der
Neuregelung der Tarifparteien vom 30.05.2011 zu den rentenfernen Startgutschriften
immer noch ein grol3er Teil der rentenfernen Versicherten keine hdoheren

8 siehe die Beschliisse vom 29.03.2010, Az. 1 BvR 1433/08 und vom 10.05.2010, Az. 1 BvR 1373/08
°§33 Abs. 1la ATV

196 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG

1§ 2 Abs. 1 BetrAVG

12§ 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG

13§ 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG

% Az. IV ZR 9115
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Startgutschriften erreichen kann und somit ein erneuter Verfassungsverstol3 gegen
Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes vorliegt. Nach dem BGH - Urteil vom
09.03.2016 ist die Neuregelung aus 2011 somit rechtlich unverbindlich, da die
Tarifeinigung von 2011 die Benachteiligung insbesondere von jingeren Jahrgdngen
ab 1961 und von alteren Jahrgangen 1947 bis 1960 nicht beseitigt, die nach einer
langeren Ausbildungszeit bereits mit dem 25. Lebensjahr oder bis zu dreieinhalb
Jahre friher in den offentlichen Dienst eingetreten sind.

Bei der Vielzahl anhangiger rentenferner Klagen weist der BGH noch zu
entscheidende weitere rentenferne Klagefalle jetzt im Allgemeinen ab'®, wenn
vergleichbare Argumentationsketten der Klager vorliegen und verweist auf sein
Piloturteil"® vom 09.03.2016.

Aufgrund des aktuellen BGH-Urteils vom 09.03.2016 musste mit der aktuellen
Neuregelung der Tarifparteien vom 08.06.2017 die verfassungswidrige Regelung von
2011 aufgegeben werden, die eine fragwurdige Vermischung von individuellen und
pauschalen Elementen nach den Paragraf 18 und Paragraf 2 BetrAVG sowie einen
willkiirlichen Abzug von 7,5 Prozentpunkten vorsah.

Da nach dem BGH-Urteil vom 09.03.2016 besagte Vergleichsberechnung fir
verfassungswidrig erklart wurde, bemihten sich die Tarifparteien mit ihrer
Entscheidung vom 08.06.2017 erneut, auf der Basis des § 18 Abs. 2 BetrAVG n.F.
eine verfassungskonforme Ubergangsregelung fiir rentenferne Versicherte zu finden.

Nach der Neuregelung der Tarifparteien vom Juni 2017 wird der bisher fixe
Versorgungssatz von 2,25 Prozent in Abhangigkeit vom Beginn der
Pflichtversicherung verandert. Zur Berechnung des neuen Versorgungssatzes wird
zunachst die Zeit vom erstmaligen Beginn der Pflichtversicherung bis zum Ende des
Monats ermittelt, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. AnschlieRend werden
100 Prozent durch diese Zeit in Jahren geteilt (100 Prozent / Zeit in Jahren). So
erhalt man den neuen Anteilssatz als Prozentsatz, der zur Ermittlung der anteiligen
Voll-Leistung mafl3gebend ist.

Die Erh6hung auf einen pauschalen Anteilssatz von bis zu maximal 2,5 Prozent pro
Jahr erscheint plausibel und geeignet, da er bei 40 Pflichtversicherungsjahren und
einem Eintrittsalter von 25 Jahren zu 100 Prozent Pflichtversicherungszeit fuhrt.
Auch der héchstmdégliche Nettoversorgungssatz von 91,75 Prozent zur Berechnung
der Nettogesamtversorgung knupft an 40 Pflichtversicherungsjahre bzw. an 40
gesamtversorgungsfahige Jahre an. Auch der Durchschnitt der Beitragsjahre fir die
gesetzliche Rente (40,47 Jahre)'’ mannlicher Rentner in den alten Bundeslandern im
Jahr 2016 und der fur altere Rentenferne Ubliche Berufsstart im 6ffentlichen Dienst

B (z.B. Az. IV ZR 229/15 und Az. IV ZR 409/15 vom 25.01.2017 bzw. Az. IV ZR 221/15 und andere vom
28.06.2017)

% Az. IV ZR 9/15 vom 09.03.2016

' BMAS - Rentenversicherungsbericht 2017, S. 19.
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etwa mit 25 Jahren zeigen, dass 40 Pflichtversicherungsjahre bis zum vollendeten

65. Lebensjahr erreichbar sind."®**°

Piloturteile des OLG Karlsruhe 12 U 112/20 bzw. 12 U 88/20 vom 30.11.2021
verfolgen eine entsprechende Argumentation und erklaren — entgegen den
Winschen der Klager — die Zuschlagsregelungen der Tarifparteien vom 08.06.2017
fur rechtmafig und damit wirksam.

Aus zahlreichen Urteilen zu Startgutschriftklagen ist unmittelbar ersichtlich:
Die rechtlichen Grundlagen sind festgelegt durch

- das Betriebsrentengesetz (BetrAVG)
- den Altersvorsorgetarifvertrag (ATV) der Tarifparteien
- die ZVK — Satzungen alter und neuer Fassung (basierend auf dem ATV)

Die Gerichte sind an den Grundsatz der Tarifautonomie gebunden, dirfen also selbst
keine Regelungen treffen, greifen aber ein, wenn in den Tarif- bzw.
Satzungsbestimmungen Grundrechtsverstdl3e erkennbar sind (z.B. BGH IV ZR 74/06
bzw. BGH IV ZR 09/15 und IV ZR 168/15) oder z.B. gegen hoherwertige allgemeine
Rechtsprinzipien verstol3en wird (z.B. gegen § 242 BGB ,Treu und Glauben®; vgl.
das Urteil OLG Karlsruhe 12 U 418/14 vom 30.07.2019), d.h. Rechtsgrundsatze
stehen Uber einem Satzungsrecht.

Die rentenfernen Anwartschaften fir am 31.12.2001 schon und am 01.01.2002 noch
Versicherte ist geregelt in 8 79 VBLS n. F.

Im Hinblick auf die Regelungen fir beitragsfrei Versicherte ist jedoch zu beachten:

Eine am 31.12.2001 bestehende beitragsfreie Versicherung wird gemals § 80
VBLS n. F. ermittelt aus den Ansprichen der einfachen Versicherungsrente
nach § 44 VBLS a.F. (vgl. auch ein entsprechendes BGH — Urteil** in einem VBL
— Fall) bzw. nach Ansprichen aus dem Betriebsrentengesetz n.F.

e Wagner/F. Fischer, Die neue Zusatzversorgung im 6ffentlichen Dienst — Eine kritische Zwischenbilanz,
Neue Zeitschrift fir Sozialrecht (NZS), Heft17, 2015, 64-650, dort Kapitel 3.2)
http://www.startgutschriften-arge.de/11/Wagner_Fischer NZS 2015_641.pdf

19 Fischer, Fischer, FDB Studie — Fakten, Daten, Bewertungen zu den Eckpunkten der Neuregelung vom 8. Juni
2017 der rentenfernen Startgutschriften, Mai 2018, Kap. 2.2.3,
http://www.startgutschriften-arge.de/6/Studie FDB_ZOED_2017.pdf.

20 Fischer, Die zweite Neuordnung der Zusatzversorgung des &ffentlichen Dienstes — Ein groRer Wurf?,
rv - Die Rentenversicherung 2017 S. 168-172

1Az IV ZR 232/10 vom 16.01.2013



http://www.startgutschriften-arge.de/11/Wagner_Fischer_NZS_2015_641.pdf
http://www.startgutschriften-arge.de/6/Studie_FDB_ZOED_2017.pdf
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2. Strukturierte Betrachtung

Dieser Standpunkt versucht eine verfahrensmafRlige Transparenz zu schaffen, wie
.satzungsgemali” beitragsfreie Anwartschaften ermittelt werden. Dazu wird auch auf
erlauternde Literatur zur Zusatzversorgung zuriickgegriffen.

Eine rechtliche Exegese einiger einschlagiger Urteile?**** zu Klagen beitragsfreier
Pflichtversicherter ist in diesem Standpunkt nicht beabsichtigt. Textausziige aus
Urteilen und einschlagigen Artikeln werden jedoch bisweilen zur Verdeutlichung als
Zitate herangezogen.

Huigelschaffer auRBert sich in einem Zeitschriften - Artikel*® in Hinblick auf beitragsfrei

Versicherte und verweist u.a. auf VBL-Satzungen bzw. auf Mustersatzungen, die
andere Zusatzversorgungskassen (ZVKs) verwenden:

Beitragsfrei Versicherte sind ehemalige Arbeitnehmer, die zwar Anwartschaften erworben
haben, aber mangels Beschéftigungsverhéltnisses bei einem offentlichen oder kirchlichen
Arbeitgeber nicht mehr pflichtversichert sind.

Bundesweit betrug die Anzahl der beitragsfrei Versicherten bei der Systemumstellung
insgesamt 3,8 Mio. Personen.

Im ehemaligen Gesamtversorgungssystem erhielten diese Arbeitnehmer im
Versorgungsfall lediglich eine statische einfache Versicherungsrente, da die dynamische
Versorgungsrente grundsatzlich ein bestehendes Versicherungsverhéltnis bei Eintritt in
den Ruhestand voraussetzte.

Bel der einfachen Versicherungsrente wurde den Versicherten lediglich der
versicherungsmathematische Barwert der eingezahlten Umlagen/Beitrdge in Form einer
Rente ausgekehrt.

Daher wurden die Startgutschriften der beitragsfrei Versicherten nach den Regeln der
ehemaligen statischen einfachen Versicherungsrente gemall & 35 der AKA-
Mustersatzung (MS) a.F., § 44 der VBL-Satzung (VBLS) a.F. berechnet.

Diese sahen grundsatzlich als monatliche Rente 0,03125% der Summe der
zusatzversorgungspflichtigen Entgelte vor

Da es in den zahlreichen Klageverfahren zu den Ubergangsregelungen nicht nur um
die VBL, sondern auch um andere Zusatzversorgungskassen (ZVKs) geht, bietet es
sich an, eine Korrespondenztabelle zu den Paragrafen aus den VBL-Satzungen bzw.
ZVK — Satzungen zu erstellen.

In diesem Standpunkt wird wegen der Ubersicht Bezug genommen auf die
Paragrafen der VBL — Satzung a.F. und n.F.

22 L GKA6S 1/05 vom 05.02.2010
3 BGH IV ZR 99/09 vom 29.10.2010 (Vorinstanzen: LG KA 6 O 326/07 vom 19.09.2008,
OLG KA 12 U 245/08)

4 BGH IV ZR 232/10 vom 16.01.2013

Py, Hugelschaffer, Die Tarifeinigung im 6ffentlichen Dienst zu den Startgutschriften,
BetrAV, Heft 7, 2011, 613 - 619
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VBL - Satzung )
Alte Fassung (a.F.) 41. SA
Neue Fassung (n.F.)

Andere ZVK - Satzung
Alte Fassung (a.F.)
Neue Fassung (n.F.)

des Betriebsrentengesetzes

Soziale Komponenten § 37 (n.F.) § 35 (n.F.)
(u.a. Mindeststartgutschrift)
Gesamtversorgung §41 (a.F.) § 32 (a.F).
Mindestgesamtversorgung 841 Abs. 4 (a.F.) 832 Abs. 5 (a.F.)
Versicherungsrente §44 (a.F.) § 35 (a.F.)
Versicherungsrente aufgrund 8 44a (a.F.) 8 35a (a.F.)

Startgutschriften

§79-881 (n.F)

§72-§74 (n.F.)

Versorgungssatze

Besitzstandsrente flr 8§92 (a.F.) §92 (a.F.)
Versicherte = ,,Ruhegeld*
Ubergangsregelungen fiir §98 (a.F.) 8100 (a.F.)

Tabelle 1: Gegentberstellung wichtiger Paragrafen aus VBLS und ZVKS

Zudem erscheint

es hilfreich fir das Verstandnis, das Beziehungsgeflecht von

BetrAVG a.F./n. F., ATV und VBLS a.F. / n.F. zu visualisieren.

Abbildung 1: Beziehungsgeflecht von BetrAVG, ATV, ZVK — Satzungen

8 1b und 8 30f BetrAVG n.F. (vgl. auch dazu Anhang A und Anhang C) weisen
insbesondere darauf hin, welche Unverfallbarkeitsbedingungen greifen, z.B. in

Abhangigkeit von Pflichtversicherungszeiten mit Umlagen und in Abhangigkeit vom
Eintritt des Versicherungsfalls.
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2.1. Zur schrittweisen Vorgehensweise

2.1.1. Zur Deutung des § 80 VBLS n.F.

Nach § 80 Abs. 1 VBLS n.F. gilt:

'Die Anwartschaften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherten werden nach der
am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. ’Soweit die
Startgutschrift nach § 18 Abs. 2 BetrAVG berechnet wurde, sind 8 78 Abs. 4, § 79 Abs. 1
Satz 3 bis 8 und Abs. la entsprechend anzuwenden. °Fur die Dynamisierung der
Startgutschrift gilt § 79 Abs. 7 entsprechend.

(vgl. auch dazu Anhang F)

Der erste Satz konnte missverstanden werden, wie ein realer rentenferner
Versicherungsfall zeigt. Ein Versicherter wird im Jahre 1986 bei der VBL
pflichtversichert. Die Pflichtmitgliedschaft endet 1991. Eine erneute VBL -
Pflichtmitgliedschaft beginnt am 01.01.2002. Es stellte sich die Frage, ob der
Versicherte Uberhaupt zur Umstellung der Zusatzversorgung als beitragsfrei gilt, da
er doch bereits seit 01.01.2002 wieder bei der VBL pflichtversichert ist. Die Antwort
ist ja, er ist zum Zeitpunkt der Umstellung der Zusatzversorgung beitragsfrei. Hier
kann man die Gesetzmalligkeiten der auch in der Rechtsprechung gultigen Regeln
der formalen Aussagenlogik bemuhen.

Die Analyse des Uberschrifttextes von § 79 VBLS n.F. gibt Aufklarung!

Die Uberschrift zu den Ubergangsregelungen des § 79 VBLS n. F. lautet:

8 79 Anwartschaften fur am 31. Dezember 2001 schon und am 01.
Januar 2002 noch Pflichtversicherte

Die Uberschrift beinhaltet also zwei Aussagen:

Aussage A;. Anwartschaften fur am 31. Dezember 2001 schon
Pflichtversicherte

Aussage Aj. Anwartschaften fur am 01. Januar 2002 noch
Pflichtversicherte

Betrachtet man die Gesamtheit der Versicherten, so stellt sich die
Personengruppe folgendermalf3en dar:

Die Gesamtheit der Versicherten ist die Summe der Versicherten nach X und Y:

X:
Personenkreis nach <Aussage A;> und Personenkreis nach <Aussage A,>
Y:

Personenkreis, der nicht zu <Aussage A; und Aussage A;> gehdrt. Das sind
die beitragsfrei Versicherten.
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Den Personenkreis, der nicht zu <Aussage A; und Aussage A,> gehort, kann

man als beitragsfreien Personenkreis aus der ,Negation der logischen
Konjunktion“?® der Aussage <Aussage A; und Aussage A,> ansehen,

d.h.

Nicht <Aussage A;und(logisches UND) Aussage A,>

ist aquivalent zu

<Nicht <Aussage A:> oder (logisches ODER) <Nicht <Aussage A,>

also

<Nicht <Aussage A;> umfasst den Personenkreis, der am 31.12.2001 nicht
pflichtversichert war.

<Nicht <Aussage A,> umfasst den Personenkreis, der am 01.01.2002 nicht
pflichtversichert war.

Genau entsprechend dieser aussagenlogischen Argumentation wird im Buch
von Langenbrink/Muhlstadt (siehe tGbernachster Abschnitt 2.1.3) vorgegangen.

Versicherte, die entweder am 31. Dezember 2001, am 1. Januar 2002 oder an
beiden Tagen nicht in der Zusatzversorgung pflichtversichert waren, erhalten eine
Startgutschrift fir beitragsfrei Versicherte.

2.1.2. Unverfallbarkeit und Wartezeit

Aus einer WEB — Darstellung®’ ergibt sich die Ubersicht:

Tabelle 2: Fristen und Grenzen laut BetrAVG (8 1b und 830f)

26 Aussagenlogik - Schreibweise dquivalenter (<) Aussagen:

A A B —~—-A v =B,

waobei das Zeichen ,,A “ das logische UND bedeutet und ,,v “ das logische ODER,;

das Zeichen ,,=* steht fir Negation einer Aussage
21 https://www.weltsparen.de/altersvorsorge/betriebliche-altersvorsorge/unverfallbarkeit/#fristen-und-grenzen-
laut-betravg-81b-und-830f



https://www.weltsparen.de/altersvorsorge/betriebliche-altersvorsorge/unverfallbarkeit/#fristen-und-grenzen-laut-betravg-%C2%A71b-und-%C2%A730f
https://www.weltsparen.de/altersvorsorge/betriebliche-altersvorsorge/unverfallbarkeit/#fristen-und-grenzen-laut-betravg-%C2%A71b-und-%C2%A730f
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2.1.3. Anspriche aus einfachen bzw. qualifizierten Arbeitsverhaltnissen

In Uberprufungsbescheiden zu den Anwartschaften der beitragsfreien rentenfernen
Versicherten steht zumeist:

Arbeitsverhdltnisse, die aufgrund ihrer Dauer die besonderen Voraussetzungen
fur eine unverfallbare Anwartschaft nach dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG),
sind so genannte , qualifizierte" Arbeitsverhaltnisse. Bei der Berechnung der
Startgutschrift wurde in diesen Féllen eine gesonderte Berechnung nach § 18
BetrAVG durchgeftihrt.

Langenbrink/Miihistadt®® (dort Kapitel 6.2.6.1, 6.2.8 und 6.2.9) schreibt:

Versicherte, die entweder am 31. Dezember 2001, am 1. Januar 2002 oder an
beiden Tagen nicht in der Zusatzversorgung pflichtversichert waren, erhalten
eine Startgutschrift fir beitragsfrei Versicherte. Die Hb6he ihrer Startgutschrift
richtet sich nach der am 31. Dezember 2001 geltenden
Versicherungsrentenberechnung (8 34 Abs. 1 ATV/ATV-K). Mit diesem Verweis auf
die Versicherungsrentenberechnung wollten die Tarifvertragsparteien zum Ausdruck
bringen, dass sich die Startgutschrift fir beitragsfrei Versicherte nach der Héhe
ihrer Anwartschaft auf eine einfache Versicherungsrente zum 31. Dezember 2001
richtet (835 MS a.F. bzw. 8§44 VBL-Satzung a. F.).

Schon nach dem bisherigen Zusatzversorgungsrecht wurde die einfache
Versicherungsrente nicht im Rahmen einer Gesamtversorgung berechnet. Sie richtete
sich nach der Summe der eingezahlten Beitrdge und seit 1978 nach der Summe der
zusatzversorgungspflichtigen Entgelte. Die Hohe der ,einfachen Versicherungsrente”
betrug:

¢ 0,03125 v. H. der Summe der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte, fiir die seit dem 1.
Januar 1978 Umlagen entrichtet worden sind, zuziiglich

¢ 1,25 v. H. der Summe der seit dem 1. Januar 1978 entrichteten Erhéhungsbeitrage,
zuziglich

¢ 1,25 v. H. der Summe der Beitrage zur freiwilligen Weiterversicherung, zuziglich

¢1,25 v. H. der Summe der vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflichtbeitrége
einschlieRlich der Erhéhungsbeitrage zuziglich

©125 v. H. der Summe der ggf. seit dem 1. Januar 1999 anzusetzenden
Eigenbeteiligung der Arbeitnehmer an der Umlage.

Anders als bei den bisherigen. Versicherungsrenten ist die Leistung aus dieser
Startgutschrift jahrlich ab Rentenbeginn um 1 v. H. zu dynamisieren.

Die beitragsfrei Versicherten werden insoweit besser gestellt, als nach dem bisherigen
Recht.

Beitragsfrei Versicherte haben keinen Anspruch auf die sog. ,qualifizierte
Versicherungsrente nach § 35 a MS a. F. bzw. § 44 a VBL-Satzung a. F. (vgl. Ziffer
10 der gemeinsamen Niederschriftserklarung zum 2. Anderungstarifvertrag des
ATV/IATV-K).

Neben den Startgutschriften behalten die Versicherten ihre gesetzlichen
Mindestanspriiche, die fir die Zusatzversorgung des 6ffentlichen Dienstes fiir Zeiten bis
zum 31.12.2001 in § 18 BetrAVG geregelt werden.

28 Langenbrinck/MUhlstadt: Betriebsrente der Beschaftigten des 6ffentlichen Dienstes,
Rehm Verlag, Miinchen, 3. Auflage
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Im Betriebsrentengesetz wird u.a. geregelt, wann und in welcher Hohe einem
Arbeitnehmer Anrechte aus der betrieblichen Altersversorgung erhalten bleiben, wenn er
vorzeitig, d.h. vor Eintritt des regularen Ruhestands aus dem Arbeitsverhaltnis
ausscheidet. Jeder Arbeitnehmer, der beim Ausscheiden aus dem Arbeitsverhaltnis
mindestens 35 Jahre alt ist und mindestens 10 Jahre beim gleichen o6ffentlichen
Arbeitgeber erfilllt die gesetzliche Unverfallbarkeitsfrist.

(vgl. bzgl. 8 34 ATV auch Anhang D)

§ 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG n.F. (die sog. ,Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz®)
sichert also Arbeitnehmern, wenn sie mindestens 10 Jahre in einem
ununterbrochenen Arbeitsverhaltnis zu einem Offentlichen oder kirchlichen
Arbeitgeber gestanden haben und das 35. Lebensjahr vollendet haben, einen
Anspruch auf eine Rente aus einer Zusatzversorgungskasse (ZVK) zu, auch wenn
sie vor Rentenbeginn aus dem Arbeitsverhaltnis ausscheiden (allerdings jetzt ohne
den Anspruch auf eine zustehende Mindestrente nach dem alten BetrAVG von 0,4 %
p.a. des Bruttoentgelts fir jedes wvolle -mit Umlagen belegte-
Pflichtversicherungsjahr).

2.1.4. Versicherungsabschnitte der Pflichtversicherungszeit

Aus dem vorigen Abschnitt ist unmittelbar ersichtlich, dass die Versicherungszeiten
bei verschiedenen Arbeitgebern darauf hin zu untersuchen sind, ob der Zeitraum bei
Arbeitgeber A, B, C usw. jeweils ein einfaches oder ein qualifiziertes
Arbeitsverhaltnis war, fir das ggf. Unverfallbarkeitsvoraussetzungen erfullt waren.
Fir das qualifizierte Arbeitsverhdltnis gilt dann die Anwartschaft nach
Betriebsrentengesetz n.F. in der zum 31.12.2001 gultigen Fassung!

Zu Verdeutlichung werden drei fiktive (d.h. leicht modifizierte reale) Versichertenfalle
beschrieben.

Beispiel X (Versicherte des Jahrgangs 1957):

Eintritt in die ZVK: September 1974
Arbeitgeber A: September 1974 — Juni 1981 = 84 Monate anrechenbar
Arbeitgeber B: Juli 1981 - August 1992 = 133 Monate anrechenbar

Zwei Arbeitgeber A und B pragen ihre VBL — Pflichtversicherungszeit.

Bemerkung zu Versicherungskennziffern:

Im Versicherungsverlauf der VBL sind stets enthalten als so genannten standigen
Entgelte die VA Kennziffer 10, z.B. im Fall der Versicherten X bedeutet etwa die
VA Kennziffer 21: Pflichtversicherung ohne laufendes zusatzversorgungspflichtiges
Entgelt wegen Zeiten des Mutterschutzes nach 8 3 MuSchG einschlie3lich des
Tages der Geburt; die VA Kennziffer 28 bedeutet: Pflichtversicherung ohne
laufendes zusatzversorgungspflichtiges Entgelt wegen Elternzeit bzw. Zeiten des
Mutterschutzes nach 8 6 Abs. 1 MuSchG.
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(vgl. zu den VA Kennziffern auch Anlage H)

Es gibt also durchaus Zeiten ohne laufendes zusatzversorgungspflichtiges
Entgelt, die trotzdem als ZVK - Umlagemonate gezahlt werden.

Aus der Pflichtversicherungszeit bei Arbeitgeber A und aus Anteilen aus den
Arbeitnehmerbeitragen bis einschlielich 1977 erwachst gemal § 44 VBLS a.F. ein
Anspruch auf eine ,einfache Versicherungsrente®.

Im zweiten Versicherungsabschnitt bei Arbeitgeber B erfillt die Versicherte gewisse
Unverfallbarkeitsvoraussetzungen (Wartezeit erflllt, bei fiktivem Versicherungsfall =
Ausstiegszeitpunkt aus der Pflichtversicherung- ist sie alter als 35 Jahre; einer dieser
Abschnitte beim gleichen Arbeitgeber geht tGber 10 Jahre, d.h. es liegt ein so
genanntes ,qualifiziertes” Versicherungs-/Arbeitsverhéltnis vor). Sie hat damit
Anspruch auf eine Anwartschaftsermittiung nach dem Betriebsrentengesetz
(BetrAVG).

Beispiel Y (Versicherter des Jahrgangs 1958):

Eintritt in die ZVK: Juli 1983

Arbeitgeber A: Juli 1983 — Juni 1986 = 36 Monate anrechenbar
Arbeitgeber B: Januar 1993 — Juni 1998 = 66 Monate anrechenbar
Arbeitgeber C: Juli 1998 — November 2001 = 41 Monate anrechenbar

Der Versicherungsverlauf des rentenfernen beitragsfrei Versicherten weist
Versicherungsabschnitte bei verschiedenen Arbeitgebern auf. Keiner dieser
Abschnitte beim gleichen Arbeitgeber geht tber 10 Jahre. Damit erfullt der
Versicherte leider nicht die notwendigen Voraussetzungen auf eine
Anwartschaftsermittlung nach dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG n.F.), da hier kein
so genanntes ,qualifiziertes” Versicherungsverhaltnis gegeben ist, fir das fur ihn
gewisse Unverfallbarkeitskriterien greifen.

Aus den Pflichtversicherungszeiten bei den Arbeitgebern A, B, C erwéchst gemal §
44 VBLS a.F. nur ein Anspruch auf eine ,einfache Versicherungsrente®.

Beispiel Z (Versicherter des Jahrgangs 1947, geb am 07.01.1947):

Eintritt in die ZVK: 01. Januar 1973

Arbeitgeber A:  01.01.1973 - 31.05.1977 = 53 Monate anrechenbar
Arbeitgeber B:  01.06.1977 — 30.09.1978 = 16 Monate anrechenbar
Arbeitgeber C:  01.10.1978 - 31.03.1996 = 210 Monate anrechenbar

Drei Arbeitgeber A, B und C pragen die VBL — Pflichtversicherungszeit.

Aus der Pflichtversicherungszeit bei Arbeitgeber A bzw. B und aus Anteilen aus den
Arbeitnehmerbeitrdgen bis einschliel3lich 1977 erwachst gemal § 44 VBLS a.F. ein
Anspruch auf eine ,einfache Versicherungsrente®.
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Im dritten Versicherungsabschnitt bei Arbeitgeber C erflllt der Versicherte gewisse
Unverfallbarkeitsvoraussetzungen (Wartezeit erflllt, bei fiktivem Versicherungsfall =
Ausstiegszeitpunkt aus der Pflichtversicherung- ist er alter als 35 Jahre und hat in
diesem Versicherungsabschnitt mehr als 10 Jahre beim gleichen Arbeitgeber
verbracht; d.h. es liegt ein so genanntes ,qualifiziertes* Versicherungs-/
Arbeitsverhaltnis vor). Er hat damit Anspruch auf eine Anwartschaftsermittiung
nach dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG n.F.).

Es wird sich bzgl. der beitragsfreien Anwartschaft zeigen, welcher Betrag aus den
Zeitrdumen bei den Arbeitgebern A und B bzw. flr den Zeitraum bei Arbeitgeber C
durch die Anwendung der Ubergangsregelungen zum Betriebsrentengesetz n.F.
hinzukommt und unter welchen besonderen Verfahrensbedingungen dies geschieht.

Denn:

Im Gegensatz zu den iiblichen rentenfernen Startgutschriften (Ubergangsregelungen
fur rentenferne Versicherte), die eine ,Bestandsaufnahme” zum 01.01.2002 machen,
gelten fiir am 31.12.2001 beitragsfrei Versicherte die Ubergangsregelungen
zum 31.12.2001!

Gemeinsame Problematik der beitragsfreien Versicherungsfalle:

Die Versicherten im Fall X, Y und Z sind zum Umstellungszeitpunkt der
Zusatzversorgung nicht mehr pflichtversichert in der VBL. Daher gelten sie als
beitragsfrei und deren Anwartschaft auf eine VBL — Betriebsrente, die sich nach § 80
Satz 2 VBLS n.F. in Verbindung mit 8 79 Abs.1a VBLS n.F. ergibt, wird ermittelt unter
Beriicksichtigung des § 18 Abs. 2 BetrAVG und der Ubergangsregelung des § 30d
Betriebsrentengesetz (BetrAVG) bzw. des § 34 Altersvorsorgetarifvertrag (ATV) fur
ausgeschiedene Mitarbeiter. Ferner ist der § 44 VBLS a.F. auf seine Anwendbarkeit
zu Uberprifen. Da das Betriebsrentengesetz n.F. gilt, findet der § 44a VBLS a.F. fur
rentenferne und fir beitragsfreie Versicherte keine Anwendung mehr.

Auf das Beispiel Z kommen wir in weiteren Abschnitten im Detail zuriick, der einem
Originalfall entstammt.?*

29 http://wwwv.startgutschriften-arge.de/6/Vergleichsrechnungen fuer Startgutschriften.pdf



http://www.startgutschriften-arge.de/6/Vergleichsrechnungen_fuer_Startgutschriften.pdf
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Tabelle 3: Bearbeitete Versicherungsubersicht fur den Versicherten Z

Aus der Tabelle 3 lassen sich u.a. verschiedene Fakten erschlief3en:

o Drei Arbeitgeber A (01.01.1973-31.05.1977), B (01.06.1977-30.09.1978), C
(01.10.1978-31.03.1996)
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e Arbeitnehmeranteile bei Arbeitgeber A und B vom 01.01.1973-31.12.1977.
Danach gibt es keine gezahlten Arbeitnehmeranteile des Versicherten mehr

e Es werden die Pflichtbeitrage des Versicherten VOR 1978 gelistet und
aufsummiert.

e Es werden die zusatzversorgungspflichtigen Jahresentgelte (sogenannte zv-
Entgelte) der Versicherten NACH 1977 gelistet und aufsummiert.

e Es wird eine einfache Versicherungsrente aus den Versicherungsabschnitten
A und B errechnet.

e Es wird eine einfache Versicherungsrente aus dem Versicherungsabschnitt C
errechnet.

e Die Anspriche aus den Zeitrdumen A, B und C werden aufsummiert.

2.2. Beitragsfreie Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz

Um die unverfallbaren ,qualifizierten® Anspriiche nach 8§ 18 BetrAVG fur am
31.12.2001 beitragsfreie Versicherte berechnen zu konnen, ist eigentlich der
prinzipielle Verfahrensablauf genauso wie bei den reguldren rentenfernen
Versicherten, die am 01.01.2002 noch versichert sind.

D.h. es wird (wie bei den reguléaren rentenfernen Versicherten) zuerst eine sog. Voll-
Leistung (VL) ermittelt. Diese entspricht einer theoretisch zustehenden
Versorgungsrente zu Rentenbeginn mit 65 Jahren unter Zugrundelegung des
heutigen Gehaltes. Ausgangspunkt ist dabei das tatsachliche
gesamtversorgungsfahige Entgelt des Versicherten zum Zeitpunkt des
»+Ausscheidens” aus dem offentlichen Dienst und die Annahme, dass der Versicherte
den Hochstversorgungssatz von 91,75 % erreicht hatte.

FUr einen regularen rentenfernen Versicherten, der zum 31.12.2001 jedoch weiter
pflichtversichert ist, stellt das aber lediglich eine Systemumstellung dar und kein
reales Ausscheiden aus dem Arbeitsverhéltnis. Daher geht man bei diesem
regularen rentenfernen Personenkreis vom Durchschnittsgehalt der letzten drei Jahre
vor der Systemumstellung (ab 01.01.2002 neue Zusatzversorgung) aus. Zur
Berechnung dieses gewichteten Durchschnittsgehaltes werden auch die
Sonderzuwendung sowie die Sonderentgelte der letzten 10 Jahre einschlief3lich der
in diesem Zeitraum angefallenen Anpassungen berticksichtigt.*

0 Die Tarifvertragsparteien bedienen sich dieser gesetzlichen Regelung, um die Startgutschrift der rentenfernen
Jahrgénge zum Zeitpunkt der Systemumstellung zu berechnen, obwohl das Arbeitsverhaltnis ja fortbesteht. Da
der Arbeitnehmer aber nicht aus dem kirchlichen Dienst ausscheidet, wird die Startgutschrift auch fur alle
Arbeitnehmer berechnet, die die obige Altersgrenze noch nicht erreicht haben und die noch nicht 10 Jahre beim
gleichen Arbeitgeber beschéftigt sind.
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erzeugt mit Consideo iModeler © Friedmar Fischer

Abbildung 2: Rentenferne Startgutschrift als System (Prosa-Form)

Das (Plus) - Zeichen in Abbildung 2 bedeutet in Pfeilrichtung eine Verstarkung, d.h.
z.B. eine Erhdhung des Versorgungssatzes p.a. (fest oder variabel) fihrt zu einer
Erhéhung des personlich erdienten Versorgungssatzes. Das (Minus) - Zeichen
bedeutet in Pfeilrichtung eine Verminderung, d.h. z.B. Die Voll-Leistung als Differenz
von Nettogesamtversorgung und Naherungsrente vermindert sich bei einer Erhéhung
der Naherungsrente.

Fur am 31.12.2001 beitragsfrei gestellte ZVK — Versicherte ist 8§ 30d BetrAVG
n.F. anzuwenden, d.h. es erfolgen Anderungen gegenuber der Berechnung der
regularen rentenfernen Startgutschrift (die ja mit sozial- und steuerrechtlichen
Bedingungen aus dem Jahr 2001 arbeitet und das gesamtversorgungsfahige Entgelt
aus den Jahresentgelten der Jahre 1999, 2000 und 2001 ermittelt).

Fur zum 31.12.2001 beitragsfrei Versicherte werden gemaf3 § 30d BetrAVG n.F. nun
jedoch Elemente aus der obigen Abbildung 2 modifiziert:
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e Fur die Errechnung des gesamtversorgungsféahigen Entgelts (gvE) sind die
gewichteten jahrlichen zusatzversorgungspflichtigen Entgelte VOR Eintritt des
fiktiven Versicherungsfalls (Monatsbeginn nach Ende Beitragspflicht) maf3geblich,
also die Entgelte der drei Jahre VOR dem Eintritt des fiktiven Versicherungsfalls.

e Nach 8 30d BetrAVG n.F. sollen fur die Ermittlung des fiktiven
Nettoarbeitsentgelts (NAG) die steuer- und sozialrechtlichen Bedingungen
herangezogen werden, die zum 31.12.2000 gegolten haben.

e Fir die Berechnung der fiktiven gesetzlichen Naherungsrente (NR) gelten die
sozialrechtlichen Bedingungen, die zum 31.12.2000 gegolten haben und der dort
anzusetzende Korrekturfaktor (vom  Bundesministerium der Finanzen
vorgegeben) ist anzupassen.

e Der personlich ,erdiente” Versorgungsprozentsatz (VS) ergibt sich aus den
anrechenbaren Jahren fur den Zeitraum bei demjenigen Arbeitgeber, wo
mindestens 10 Jahre verbracht wurden.

Ferner ist — systematisch unabhangig von der beitragsfreien Problematik —
gegebenenfalls der jahrlich nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG n.F. gewahrte jahrliche
Anteilssatz von 2,25 % p.a. der Voll-Leistung (VL = [91,75 % NAG] minus NR)
anzupassen bis auf maximal 2,5 % p.a. und dann der personliche erreichte (ggf.
erhohte) Versorgungssatz (VS) mit der Voll-Leistung (VL) zu multiplizieren, also VS x
VL zu bilden.

Das erscheint zundchst abstrakt und nicht durchschaubar. Die ndétigen
Modifikationen werden aber konkret, wenn man mit Beispielen arbeitet und die
durchzufihrenden  Aufgaben  zur  Ermittlung der  Anwartschaft nach
Betriebsrentengesetz n.F. in Teilschritte zerlegt.

Ab hier bietet es sich zur Verdeutlichung an, das konkrete Fallbeispiel Z und die dazu
gehorige Versicherungsubersicht aus der Tabelle 3 zu nutzen.

Modifikation im Beispiel Z:

Wegen § 80 VBLS n.F. und 8 30d BetrAVG wird im vorliegenden Fall des
beitragsfreien rentenfernen Versicherten, der bereits zum 31.03.1996 (also deutlich
vor dem 31.12.2001) aus der VBL - Pflichtversicherung ausgeschieden ist,
zumindest fur den Versicherungsabschnitt beim Arbeitgeber C

e das Durchschnittsentgelt fur VOR  31.12.2001  ausgeschiedene
Pflichtversicherte analog aber etwas anders festgelegt

e die so genannte Voll-Leistung [(91,75% des fiktiven Netto minus fiktive
gesetzliche Naherungsrente zum 65. LJ) auf der Basis der zum 31.12.2000
geltenden steuer- und sozialrechtlichen Bestimmungen ermittelt

auf diese besondere Situation angepasst und daraus die Anwartschaft § 18 Abs. 2
Nr. 1 BetrAVG aus einem ,qualifizierten® Arbeitsverhaltnis bei Arbeitgeber C
bestimmt.
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2.2.1. Festlegung des gewichteten gesamtversorgungsfahigen Entgelts

Das maRgebende Arbeitsverhéltnis®* aus dem obigen Beispiel Z ist dasjenige beim
Arbeitgeber C.

Der vorliegende fiktive Versicherungsfall im Beispiel Z tritt 1996 ein (das ist im
vorliegenden Fall das Jahr des Pflichtversicherungsendes).

Fur die Errechnung des gesamtversorgungsfahigen Entgelts (gvE) sind also
die gewichteten jahrlichen zusatzversorgungspflichtigen Entgelte VOR Eintritt
des fiktiven Versicherungsfalls mal3geblich, also die Entgelte der Jahre 1993-
1995.

Ohne Detailkenntnis der Zusammenhange erschlieen sich jedoch die
Erhéhungsfaktoren fur die betreffenden Jahresentgelte nicht. Die Vorgehensweise
wird aber auf den nachsten Seiten erlautert.

Die Berechnung des sogenannten gesamtversorgungsfahigen Entgelts folgt den
Mechanismen der alten Gesamtversorgung und ist zundchst nicht unmittelbar
nachvollziehbar. Daher wird spater zum Verstandnis ein kleiner Exkurs gemacht, der
sich an ein Buch von H. Lassner®* anlehnt. Dessen Verfahrensbeschreibung lasst
sich dann an den beitragsfreien Versicherungsfall des Beispiels Z anpassen.

Die Berechnung des sogenannten gesamtversorgungsfahigen Entgelts folgt den
Mechanismen der alten Gesamtversorgung und erschlie3t sich zunachst nicht
unmittelbar. Daher wird zum Verstandnis ein kleiner Exkurs gemacht.

Kleiner Exkurs (kann Ubersprungen werden):

Lassner [siehe dort Kap 7.6 und 8.1] schreibt: Die Jahresentgelte der letzten
drei Jahre (oder zehn Jahre fir unstéandige Entgelte) werden entsprechend der
zwischenzeitlich erfolgten Lohn-/Gehaltsabschliisse (bzw. Anpassung der
Beamtenversorgung) erhéht. Diese Aktualisierung der Jahresentgelte ist
erforderlich, da die tatsachlich erzielten Entgelte vergangener Jahre erheblich
vom Einkommen des Jahres abweichen, das unmittelbar vor Rentenbeginn liegt.

Die inzwischen vereinbarten Lohn-/Gehaltserhéhungen werden bericksichtigt.
Grundlage fir die Anpassung zurlickliegender Jahreseinkinfte ist allerdings nicht
unmittelbar der jeweilige Tarifabschluss, sondern die vom Gesetzgeber
festgelegte Anpassung der Versorgungsbeziige. Diese Regelung gilt seit dem 1.
April 1995.

3 Wurde in der zuriickliegenden Beschéftigungszeit auch Teilzeitarbeit ausgetbt, dann wird das

gesamtversorgungspflichtige Monatsbrutto vor Abzug der Steuern und Sozialabgaben mit dem
Gesamtbeschaftigungsquotienten (GBQ) multipliziert, da sich sonst eine zu hohe individuelle Steuerlast ergeben
wiirde. Das ermittelte fiktive Nettoarbeitsentgelt wird dann allerdings durch den Quotienten (GBQ) dividiert, um
wieder auf das fiktive Nettoarbeitsentgelt eines Vollzeitbeschaftigten zu kommen.

%2 Heribert Lassner: Die Altersversorgung der Arbeiterinnen, Arbeiter und Angestellten des 6ffentlichen
Dienstes, 6. Aufl. Courier Verlag, Frankfurt/M. 2001
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Bis zum 31. Marz 1995 galt: Die Bezlige der Versorgungsempfanger wurden in
den letzten Jahren um einen Zehntel-Prozentpunkt geringer angehoben als die
Bezlige anderer Beamter.

Bei einem Rentenbeginn im Jahr 2002 sind maRgebend fur das
gesamtversorgungsfahige Entgelt die Jahresentgelte der Jahre 2001, 2000 und
1999.

Die allgemeine Vorgehensweise fur die Ermittlung des gesamtversorgungsfahigen
Entgelts (gvE) bei reguléaren rentenfernen Startgutschriften kann man nun anpassen
an den Ausstiegszeitpunkt im Méarz 1996 und diesen speziellen Zeitpunkt im Jahre
1996 als Eintritt eines fiktiven Versorgungsfalls annehmen.

Tabelle 4. Bestimmung des gesamtversorgungsfahigen Entgelts (gvE)
fur Beispiel Z

Das Jahresentgelt fir 1995 wird um 0,00 % erhoht. Fur die Anpassung ware namlich
das Jahr 1996 (Versorgungserhéhung in 1996) mal3gebend. Der Anpassungsfaktor
hat den Wert 1,0000.

Das Jahresentgelt fur 1994 wird um 4,72 % erhoht (Versorgungserhéhung in 1995).
Fur die Anpassung sind die Jahre 1994 und 1995 mal3gebend. Der Anpassungssatz
fur das Jahr 1994 ist die Summe der Anpassungswerte aus 1994 und 1995. Der
Anpassungssatz fur das Jahr 1995 betrug 0,00 %. Der Anpassungssatz fur das Jahr
1994 betrug 4,72 %. Der Anpassungsfaktor flr 1994 hat somit den Wert 1,0472.

Das Jahresentgelt fur 1993 wird um 0,00 % erhoht (Versorgungserhéhung in 1994).
Fur die Anpassung ware das Jahr 1994 mal3gebend. Fiur die Anpassung sind die
Jahre 1993,1994 und 1995 malRgebend. Der Anpassungssatz fur das Jahr 1993 ist
die Summe der Anpassungswerte aus 1993, 1994 und 1995. Der Anpassungssatz
fur das Jahr 1995 betrug 0,00 %. Der Anpassungssatz fur das Jahr 1994 betrug 4,72
%. Der Anpassungssatz fur das Jahr 1993 betrug 0,00 %.Der Anpassungsfaktor fur
1993 hat somit den Wert 1,0472 (4,72 % plus 0,00 %).

(vgl. zu den Versorgungserhohungen auch Anlage G)
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2.2.2. Berechnung des fiktiven Nettoentgelts bei Beitragsfreiheit

Nach 8 30d BetrAVG sollen die steuer- und sozialrechtlichen Bedingungen
herangezogen werden, die zum 31.12.2000 gegolten haben.

Als VBL — Umlagesatz galt im Jahre 2000:

Arbeitgeber 6,45 % vom gvE
Arbeitnehmer 1,25 % vom gvE

Gesamtversorgungsfahiges Entgelt

Lohnsteuer (111/0)

Solidaritatszuschlag

Krankenvers. Beitrag (6,75 %) BBG =6.450 DM
Pflegevers. Beitrag (0,85 %) BBG=6.450 DM
Rentenvers. Beitrag (9,65 %) BBG=8.600 DM
Beitrag nach dem SGB lll (3,25%) BBG=8.600 DM
Arbeitnehmeranteil an der

Umlage (AN: 1,25 %) (AG: 6,45 %) bei VBL
Steueranteil aus Zukunftssicherung (8 41 Abs.
2c Satz 1 Buchst e) VBLS a.F.

Summe fiktive Abzlge

fiktives Nettoarbeitsentgelt

Tabelle 5: Weg zur Ermittlung des speziellen fiktiven Nettoentgelts

Tabelle 6: Spezielles fiktives Nettoentgelt des beitragsfrei Versicherten Z

2.2.3. Ermittlung der gesetzl. Ndherungsrente im Spezialfall Z
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Nach Langenbrinck/Muhlistadt (dort Kapitel 6.2.6.2) gilt:

Auf die begrenzte Nettogesamtversorgung (NGV) (= 91,75 % x fiktives
Nettoentgelt) wird nicht — wie bei rentennahen Versicherten — die konkrete,
individuelle  Anwartschaft der  Versicherten in  der gesetzlichen
Rentenversicherung herangezogen, sondern anhand eines pauschalen
Verfahrens nach den gesetzlichen Regelungen zum sog. steuerrechtlichen
Naherungsverfahren eine anzurechnende gesetzliche Rente ermittelt. Dieser
vom Gesetzgeber anerkannte pauschale Berechnungsansatz hat den Vorteil,
dass die Startgutschrift einfach und ohne eine individuelle Auskunft des
Rentenversicherungstragers berechnet werden kann. Die anhand des
steuerrechtlichen Verfahrens  ermittelte gesetzliche Rente wird auf die
Gesamtversorgung angerechnet. Der BGH hat die obligatorische Verwendung
des Naherungsverfahrens (NR) fur zulassig erklart (BGH IV ZR 175/03 vom
29.09.2004; VersR 2004, 1590f). Der ermittelte Differenzbetrag (NGV — NR) ist
die Voll-Leistung (VL).

Hier benutzt man die Uberlegungen von Lassner (dort Kapitel 7.1.1.) entsprechend
fur den vorliegenden Fall der beitragsfreien Versicherten.

Naherungsverfahren zur Ermittlung der anzurechnenden Rente:

Das durchschnittliche Bruttoeinkommen der letzten drei Kalenderjahre VOR
dem Eintritt des fiktiven Versicherungsfalls wird mit 12 multipliziert. Diese
Summe, begrenzt durch die Beitragshemessungsgrenze im Jahr 2000 (&8 30d
BetrAVG), wird mit einem Steigerungsfaktor, in Abhangigkeit von der Hohe
dieser Summe, multipliziert. Dieses Ergebnis wird mit 45 (jedes Lebensjahr
nach Vollendung des 20. Lebensjahres; Eckrentner)) und einem
Kirzungsfaktor multipliziert. Ergebnis ist eine Jahresrente, wie sie in etwa zu
erwarten ist. Diese Jahresrente dividiert durch zwdlf ergibt die anzurechnende
Monatsrente.

Formel Monatsrente:

Entgelte monatlich mal 12 mal Steigerungssatz mal Versicherungsjahre mal
Korrekturfaktor mal Zugangsfaktor geteilt durch 12.

Steigerungssatz: Er betragt far Entgelte unterhalb von 70 % der
Beitragsbemessungsgrenze 1,09 und mindert sich um jeden angefangenen
Prozentsatz oberhalb dieser Summe um 0,007 Prozentpunkte.

Korrekturfaktor: Da sich das Naherungsverfahren an Bruttobezligen
orientiert, soll er die Wirkung der Nettoanpassung widerspiegeln. Fir die Zeit
vom 1. Juli 2000 bis zum 31. Juni 2001 betragt dieser 0,9039.

Zu Details des Néaherungsverfahrens fur die regularen rentenfernen Versicherten
lese man die Veroffentlichung®>.

Die konkrete Umsetzung des Verfahrens zur Ermittlung der fiktiven gesetzlichen
Rente zum 65. LJ als so genannte ,gesetzliche Naherungsrente* (NR) sieht dann
folgendermal3en fur den Versicherten Z wie folgt aus:

3 https://docplayer.org/9495204-Berechnung-der-anwartschaften-nach-18-betravg-gesetz-zur-verbesserung-der-
betrieblichen-altersversorgung-kurz-betriebsrentengesetz.html



https://docplayer.org/9495204-Berechnung-der-anwartschaften-nach-18-betravg-gesetz-zur-verbesserung-der-betrieblichen-altersversorgung-kurz-betriebsrentengesetz.html
https://docplayer.org/9495204-Berechnung-der-anwartschaften-nach-18-betravg-gesetz-zur-verbesserung-der-betrieblichen-altersversorgung-kurz-betriebsrentengesetz.html
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Tabelle 7: Spezielle fiktive gesetzl. Naherungsrente des Versicherten Z
2.2.4. Ermittlung des personlichen Versorgungssatzes im Spezialfall Z

Mafgeblich fur die Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz n.F. ist nach § 18 Abs. 2
Nr. 1 BetrAVG n.F. der Zeitraum bei Arbeitgeber C vom 01.10.1978 bis 31.03.1996.

01.10.1978-31.03.1996 210,00 Monate = 17,50 Jahre
v.H. Satz (17,50 Jahre x 2,25 %) = 39,38 %
bzw. nach der Tarifregelung vom 08.06.2017:

v.H. Satz (17,50 Jahre x 2,50 %) = 43,75%

2.2.5. Ermittlung der Anwartschaft fir Z nach BetrAVG im Zeitraum bei C

Wenn man fur den Zeitraum bei Arbeitgeber C noch die Mindestrente nach 8§ 18 Abs.
2 Nr. 4 BetrAVG n.F. in Hohe von 210,44 € gemald Tabelle 3 berlcksichtigt, liegen
nun alle Bestimmungssticke vor, um die beitragsfreie Anwartschaft des Versicherten
Z gemall dem BetrAVG n.F. fur den relevanten Zeitraum bei Arbeitgeber C zu
bestimmen.

Nach 8 30d BetrAVG n.F. gilt bei Bestimmung der beitragsfreien Anwartschaft
nach BetrAVG n.F. fur den Zeitraum bei Arbeitgeber C die fiktive Steuerklasse
[11/0, unabhangig davon wie die reale Steuerklasse zum Ausscheidezeitpunkt
war.
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Tabelle 8: Beitragsfreie Anwartschaft von Z fur Zeitraum bei C (alte Regelung)

Tabelle 9: Beitragsfreie Anwartschaft von Z fur Zeitraum bei C (neue Regelung)
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Die rentenferne Anwartschaft aus dem Versicherungsverhaltnis bei Arbeitgeber

C ist das Maximum der folgenden Grof3en:

e Formelbetrag nach § 18 Abs 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG = Voll-Leistung x
personlich erdienter Versorgungsprozentsatz

e Mindestrente nach Entgelten / Beitrdgen (einfache Versicherungsrente)
nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG

Nur die letztgenannte Mindestrente nach Entgelten / Beitrdgen wird auch bei der
Berechnung der Ublichen Startgutschrift fiir rentenferne Jahrgdnge zugrunde gelegt.
Die anderen Mindestleistungen (Mindestgesamtversorgung und qualifizierte
Versicherungsrente nach 8 44a VBLS a.F.) flieBen nach der ausdrtcklichen
Gesetzesbegrindung ,nicht in die Berechnung der Voll-Leistung" und damit nicht in
die Berechnung des sog. Formelbetrages (d.h. z.B. 2,25 % pro Jahr
Pflichtversicherungszeit x Voll-Leistung) ein (siehe Bundestag-Drucksache
14/4363**, Einzelbegriindung zu § 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b BetrAVG). Der
Gesetzgeber hat dies damit begrindet, dass durch die Mindestrente nach Beitrdgen
oder Entgelten (sog. einfache Versicherungsrente) ,die insoweit bestehende
eigentumséhnliche Position unangetastet” bleibe fir den ausgeschiedenen
Beschaftigten, auf den sich der 8 18 Abs. 2 BetrAVG ursprunglich nur bezieht.

Bei der Berechnung der Startgutschriften fur rentenferne Jahrgange nach 8 18 Abs. 2
BetrAVG n.F. gibt es somit die Versicherungsrente gemald 8 44a VBLS a.F. nicht
mehr und damit auch nicht mehr die alte Mindestgrenze von 0,4 % p.a. (pro vollem

Pflichtversicherungsjahr bezogen auf das Bruttoendgehalt).

2.2.6. Gesamtrechnung der beitragsfreien Anwartschaft im Spezialfall Z

Es bleibt unveréandert die einfache Versicherungsrente nach § 44 VBLS a.F. erhalten
(aus den Versicherungsabschnitten A und B) in Hohe von 19,43 € (vgl. Tabelle 3).

Hinzu addiert wird nun die Rentenanwartschaft nach § 18 BetrAVG aus dem
Versicherungsabschnitt C (incl. des Zuschlags aus der Neuregelung aus 2017 der
Tarifparteien in Hohe von 363,96 € (vgl. Tabelle 9).

Es ergibt sich also fir den Versicherten aus Beispiel Z eine
Rentenanwartschaft aus beitragsfreier VBL - Versicherung in Hohe von 19,43 €
+ 363,96 € = 383,39 €

** hitp://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/14/043/1404363.pdf



http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/14/043/1404363.pdf
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Anhang A: Auszug 8§ 1b BetrAVG n.F.

§ 1b Unverfallbarkeit und Durchfiihrung der betrieblichen Altersversorgung

(1) Einem Arbeitnehmer, dem Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung
zugesagt worden sind, bleibt die Anwartschaft erhalten, wenn das Arbeitsverhéaltnis vor
Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch nach Vollendung des 21. Lebensjahres endet und
die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt mindestens drei Jahre bestanden hat
(unverfallbare Anwartschaft). Ein Arbeithnehmer behéalt seine Anwartschaft auch dann,
wenn er aufgrund einer Vorruhestandsregelung ausscheidet und ohne das vorherige
Ausscheiden die Wartezeit und die sonstigen Voraussetzungen fir den Bezug von
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung hétte erfiillen konnen. Eine Anderung der
Versorgungszusage oder ihre Ubernahme durch eine andere Person unterbricht nicht
den Ablaufder Fristen nach Satz 1. Der Verpflichtung aus einer Versorgungszusage
stehen Versorgungsverpflichtungen gleich, die auf betrieblicher Ubung oder dem
Grundsatz der Gleichbehandlung beruhen. Der Ablauf einer vorgesehenen Wartezeit wird
durch die Beendigung des Arbeitsverhéltnisses nach Erfullung der Voraussetzungen der
Satze 1 und 2 nicht berihrt. Wechselt ein Arbeitnehmer vom Geltungsbereich dieses
Gesetzes in einen

anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, bleibt die Anwartschaft in gleichem
Umfange wie fir Personen erhalten, die auch nach Beendigung eines
Arbeitsverhaltnisses innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes verbleiben.



35

Anhang B: Auszlge aus § 18 BetrAVG a.F. / n.F.

Auszug aus 8 18 Abs. 2 BetrAVG a.F. (gultig bis 31.12.2000)

Absatz 2:

Der monatliche Betrag der Zusatzrente betragt fur jedes volle Jahr der
Pflichtversicherung bei einer Zusatzversorgungseinrichtung 0,4 vom Hundert des
Arbeitsentgelts, das nach der Satzung der Zusatzversorgungseinrichtung fur die
Leistungsbhemessung malRgebend ware, wenn im Zeitpunkt des Ausscheidens der
Versicherungsfall im Sinne der Satzung eingetreten ware. Die Leistung flur eine Witwe
betragt 60 vom Hundert, fir eine Halbwaise 12 vom Hundert und fur eine Vollwaise 20
vom Hundert der Zusatzrente. Durch Satzungsanderung kann die H6he der Zusatzrente
und der Leistungen fir Hinterbliebene nicht gedndert werden.

Versorgungsfall ist der Versicherungsfall im  Sinne der Satzung der
Zusatzversorgungseinrichtung. Die Vorschriften der Satzung tber den Hdchstbetrag von
Versicherungsrenten bei mehreren Anspruchsberechtigten sowie tber die Zahlung von
Versicherungsrenten sind entsprechend anzuwenden. Gegen Entscheidungen der
Zusatzversorgungseinrichtung Uber Anspriiche nach diesem Gesetz ist der Rechtsweg
gegeben, der fur Versicherte der Einrichtung gilt.
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Auszug aus § 18 Abs. 2 BetrAVG n.F. (gultig ab 01.01.2001)

a)

Auszug aus dem Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung
(Betriebsrentengesetz — BetrAVG n.F.)

§ 18 Sonderregelungen fur den 6ffentlichen Dienst

(1) Fur Personen, die

1. bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL) oder einer kommunalen
oder kirchlichen Zusatzversorgungseinrichtung versichert sind, oder

2. bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung versichert sind, die mit einer der
Zusatzversorgungseinrichtungen nach Nummer 1 ein Uberleitungsabkommen
abgeschlossen  hat oder aufgrund  satzungsrechtlicher  Vorschriften  von
Zusatzversorgungseinrichtungen nach Nummer 1 ein solches Abkommen abschliel3en
kann, oder

3. unter das Hamburgische Zusatzversorgungsgesetz oder unter das Bremische
Ruhelohngesetz in ihren jeweiligen Fassungen fallen oder auf die diese Gesetze sonst
Anwendung finden,

gelten die 88 2, 2a Absatz 1, 3 und 4 sowie die 88 5, 16, 27 und 28 nicht, soweit sich aus
den nachfolgenden Regelungen nichts Abweichendes ergibt; § 4 gilt nicht, wenn die
Anwartschaft oder die laufende Leistung ganz oder teilweise umlage- oder
haushaltsfinanziert ist. Soweit die betriebliche Altersversorgung Uber eine der in Satz 1
genannten Einrichtungen durchgeftihrt wird, finden die 88 7 bis 15 keine Anwendung.

(2) Bei Eintritt des Versorgungsfalles vor dem 2. Januar 2002 erhalten die in Absatz 1
Nummer 1 und 2 bezeichneten Personen, deren Anwartschaft nach § 1b fortbesteht und
deren Arbeitsverhaltnis vor Eintritt des Versorgungsfalles geendet hat, von der
Zusatzversorgungseinrichtung aus der Pflichtversicherung eine Zusatzrente nach
folgenden Mal3gaben:

1. Der monatliche Betrag der Zusatzrente betragt fur jedes Jahr der aufgrund des
Arbeitsverhaltnisses bestehenden Pflichtversicherung bei einer
Zusatzversorgungseinrichtung 2,25 vom Hundert, héchstens jedoch 100 vom Hundert der
Leistung, die bei dem hochstméglichen Versorgungssatz zugestanden hatte (Voll-
Leistung). Fir die Berechnung der Voll-Leistung

ist der Versicherungsfall der Regelaltersrente maRgebend,

b)

ist das Arbeitsentgelt mafRgebend, das nach der Versorgungsregelung fir die
Leistungshemessung malRgebend wéare, wenn im Zeitpunkt des Ausscheidens der
Versicherungsfall im Sinne der Versorgungsregelung eingetreten wére,

c)

findet 8 2a Absatz 1 entsprechend Anwendung,

d)

ist im Rahmen einer Gesamtversorgung der im Falle einer Teilzeitbeschaftigung oder
Beurlaubung nach der Versorgungsregelung fur die gesamte Dauer des
Arbeitsverhaltnisses mafRgebliche Beschéaftigungsquotient nach der Versorgungsregelung
als Beschaftigungsquotient auch fir die Gbrige Zeit mafligebend,

e)

finden die Vorschriften der Versorgungsregelung uber eine Mindestleistung keine
Anwendung und

f)

ist eine anzurechnende Grundversorgung nach dem bei der Berechnung von
Pensionsrickstellungen fur die Beriicksichtigung von Renten aus der gesetzlichen
Rentenversicherung allgemein zulassigen Verfahren zu ermitteln. Hierbei ist das
Arbeitsentgelt nach Buchstabe b zugrunde zu legen und - soweit wahrend der
Pflichtversicherung Teilzeitbeschaftigung bestand - diese nach MaRgabe der
Versorgungsregelung zu bericksichtigen.



37

2. Die Zusatzrente vermindert sich um 0,3 vom Hundert fir jeden vollen Kalendermonat,
den der Versorgungsfall vor Vollendung des 65. Lebensjahres eintritt, héchstens jedoch
um den in der Versorgungsregelung fur die Voll-Leistung vorgesehenen Vomhundertsatz.

3. Ubersteigt die Summe der Vomhundertsiatze nach Nummer 1 aus unterschiedlichen
Arbeitsverhaltnissen 100, sind die einzelnen Leistungen im gleichen Verhaltnis zu kirzen.

4. Die Zusatzrente muss monatlich mindestens den Betrag erreichen, der sich aufgrund
des Arbeitsverhaltnisses nach der Versorgungsregelung als Versicherungsrente aus den
jeweils mafR3geblichen Vomhundertsatzen der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte oder
der gezahlten Beitrdge und Erhéhungsbetrage ergibt.

5. Die Vorschriften der Versorgungsregelung tber das Erléschen, das Ruhen und die
Nichtleistung der Versorgungsrente gelten entsprechend. Soweit die
Versorgungsregelung eine Mindestleistung in Ruhensfallen vorsieht, gilt dies nur, wenn
die Mindestleistung der Leistung im Sinne der Nummer 4 entspricht.

6. Verstirbt die in Absatz 1 genannte Person und beginnt die Hinterbliebenenrente vor
dem 2. Januar 2002, erhélt eine Witwe oder ein Witwer 60 vom Hundert, eine Witwe oder
ein Witwer im Sinne des § 46 Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 42 vom
Hundert, eine Halbwaise 12 vom Hundert und eine Vollwaise 20 vom Hundert der unter
Berlicksichtigung der in diesem Absatz genannten Malgaben zu berechnenden
Zusatzrente; die 88 46, 48, 103 bis 105 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sind
entsprechend anzuwenden. Die Leistungen an mehrere Hinterbliebene diirfen den Betrag
der Zusatzrente nicht Ubersteigen; gegebenenfalls sind die Leistungen im gleichen
Verhaltnis zu kirzen.

7. Versorgungsfall ist der Versicherungsfall im Sinne der Versorgungsregelung.
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Anhang C: Auszug aus 8 30d und 830f BetrAVG n.F.

Auszug aus 8 30d BetrAVG n.F.

§ 30d Ubergangsregelung zu § 18 BetrAVG

(1) Ist der Versorgungsfall vor dem 1. Januar 2001 eingetreten oder ist der
Arbeitnehmer vor dem 1. Januar 2001 aus dem Beschéaftigungsverhaltnis bei einem
offentlichen Arbeitgeber ausgeschieden und der Versorgungsfall nach dem 31.
Dezember 2000 eingetreten, sind fir die Berechnung der Voll-Leistung die
Regelungen der Zusatzversorgungseinrichtungen nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2
oder die Gesetze im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 sowie die weiteren
Berechnungsfaktoren jeweils in der am 31. Dezember 2000 geltenden Fassung
mafigebend; 8 18 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b bleibt unberuhrt. Die Steuerklasse 111/0
ist zugrunde zu legen. Ist der Versorgungsfall vor dem 1. Januar 2001 eingetreten,
besteht der Anspruch auf Zusatzrente mindestens in der Hohe, wie er sich aus § 18
in der Fassung vom16. Dezember 1997 (BGBI. | S. 2998) ergibt.

Zur Ermittlung des fiktiven Nettoentgelts sind die im Jahre 2000 geltenden
Sozialversicherungswerte usw. anzuwenden.

Kommentarauszug zu 8 30d BetrAVG®

Vereinfachung der Berechnung

Die Berechnung der Leistung auf der Grundlage der maRgeblichen Vorschriften, die
zum Zeitpunkt des Ausscheidens gegolten haben, ist in Anbetracht der Komplexitéat
und Vielschichtigkeit der Regelungen im Bereich der Zusatzversorgungen des
offentlichen Dienstes, die auch innerhalb kiirzerer Zeitraume weit gehenden
Veranderungen unterliegen, heute kaum noch durchfiihrbar. Insbesondere ist in
diesen Massenverfahren die Zuhilfenahme der Datenverarbeitung unumganglich.
Eine Berechnung der Leistungen aufgrund friherer Rechtsstdnde ware jedoch nur
noch durch manuelle Einzelberechnung moglich. Dies wilrde einen
unverhaltnismaRigen Personal- und Kostenaufwand bedeuten. Aus
Vereinfachungsgrinden wird deshalb nach Abs. 1 auf die am 31.12.2000 geltende
Regelung abgestellt. Dabei wird durch Halbs. 2 deutlich gemacht, dass bei der
Berechnung der Zusatzrente das nach den Versorgungsregelungen mafgebliche
Entgelt zum Zeitpunkt des Ausscheidens zu bericksichtigen ist. Ist der
Versorgungsfall vor dem 01.01.2001 eingetreten, besteht der Anspruch auf
Zusatzrente mindestens in der Hohe, wie er sich aus dem § 18 i.d.F. vom 18.12.1997.

% Fgrster / Cisch /Karst: Betriebsrentengesetz (Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altervorsorge),
Verlag C.H. Beck, Miinchen 2014, 14. Aufl.
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Auszug aus § 30f BetrAVG n.F.

(1) Wenn Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vor dem 1. Januar 2001
zugesagt worden sind, ist § 1b Abs. 1 mit der MalRgabe anzuwenden, dass die
Anwartschaft erhalten bleibt, wenn das Arbeitsverhaltnis vor Eintritt des
Versorgungsfalles, jedoch nach Vollendung des 35. Lebensjahres endet und die
Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt

1. mindestens zehn Jahre oder
2. bei mindestens zwolfjahriger Betriebszugehdrigkeit mindestens drei Jahre

bestanden hat; in diesen Féllen bleibt die Anwartschaft auch erhalten, wenn die Zusage
ab dem 1. Januar 2001 funf Jahre bestanden hat und bei Beendigung des
Arbeitsverhéltnisses das 30. Lebensjahr vollendet ist. § 1b Abs.5 findet fur
Anwartschaften aus diesen Zusagen keine Anwendung.

(2) Wenn Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vor dem 1. Januar 2009 und
nach dem 31. Dezember 2000 zugesagt worden sind, ist § 1b Abs. 1 Satz 1 mit der
MaRgabe anzuwenden, dass die Anwartschaft erhalten bleibt, wenn das Arbeitsverhaltnis
vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch nach Vollendung des 30. Lebensjahres endet
und die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt finf Jahre bestanden hat; in diesen
Fallen bleibt die Anwartschaft auch erhalten, wenn die Zusage ab dem 1. Januar 2009
funf Jahre bestanden hat und bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses das 25.
Lebensjahr vollendet ist.

(3) Wenn Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vor dem 1. Januar 2018 und
nach dem 31. Dezember 2008 zugesagt worden sind, ist § 1b Absatz 1 Satz 1 mit der
MaRgabe anzuwenden, dass die Anwartschaft erhalten bleibt, wenn das Arbeitsverhaltnis
vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch nach Vollendung des 25. Lebensjahres endet
und die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt fiinf Jahre bestanden hat; in diesen
Fallen bleibt die Anwartschaft auch erhalten, wenn die Zusage ab dem 1. Januar 2018
drei Jahre bestanden hat und bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses das 21.
Lebensjahr vollendet ist.
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Ubersichtlicher kann man das folgendermafen beschreiben:

Fristen und Grenzen laut BetrAVG (81b und §30f):

Startdatum der Unverfallbarkeit besteht, wenn ...

Anwartschaft
01.01.2018 (und man mindestens 21 Jahre alt ist und der Start der Anwartschaft vor
spater) mindestens 3 Jahren war
01.01.2009 - man mindestens 25 Jahre alt ist und der Start der Anwartschaft vor
31.12.2017 mindestens 5 Jahren war
01.01.2001 - man mindestens 30 Jahre alt ist und der Start der Anwartschaft vor
31.12.2008 mindestens 5 Jahren war

man mindestens 35 Jahre alt ist und der Start der Anwartschaft vor
mindestens 10 Jahren war

oder

man mindestens 35 Jahre alt ist, seit mindestens 12 Jahren im Betrieb
arbeitet und der Start der Anwartschaft vor mindestens 3 Jahren war

31.12.2000 (und
vorher)
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Anhang D: 8§ 34 ATV (Altersvorsorgetarifvertrag)

§ 34 Hohe der Anwartschaften fir am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte

(1) 'Die Startgutschriften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherten werden nach
der am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. *Auf
einen gesetzlichen Anspruch nach § 18 Abs. 2 BetrAVG sind § 33 Abs. 1 Satz 3 und Abs.
la entsprechend anzuwenden. 3Fur die Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 33 Abs.
7 entsprechend.

(2) 'Far Beschéftigte, fur die § 105b VBL-Satzung a.F. gilt, findet Absatz 1 mit der
MaRgabe Anwendung, dass die Startgutschriften nur nach § 44 VBL-Satzung a.F.
berechnet werden und dass der Berechnung das Entgelt zugrunde zu legen ist, das bei
Pflichtversicherung in den letzten funf Jahren vor Beendigung des Arbeitsverhéltnisses
zusatzversorgungspflichtig gewesen waére. *Fur Beschaftigte nach Satz 1 gilt die
Wartezeit als erfullt.

(3) Fur die freiwillig Weiterversicherten gilt Absatz 1 entsprechend.



42

Anhang E: Auszlige aus 8 44/ 8§ 44a VBLS a.F.

8§44 VBLS a.F.
Hohe der Versicherungsrente fir Versicherte

(1) 'Als monatliche Versicherungsrente werden

a) 0,03125 v. H. der Summe der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte, von
denen flr die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 bis zum Beginn der Versicherungsrente
(8 62) Umlagen entrichtet worden sind, zuztglich

b) 1,25 v. H. der Summe der fiir die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 bis zum
Beginn der Versicherungsrente (§ 62) entrichteten Erh6hungsbetrage zuziglich

C) 1,25 v. H. der Summe der Beitrage zur freiwilligen Weiterversicherung zuzuglich

d) 1,25 v. H. der Summe der fur die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten
Pflichtbeitréage einschliel3lich der Erh6hungsbetrage zuziglich

e) 1,25 v. H. der Summe der nach dem 31. Dezember 1998 bis zum Beginn der
Versicherungsrente (8§ 62) entrichteten Beitrage des Pflichtversicherten nach § 76 Abs. la,
soweit diese Uber 1,25 v. H. hinausgehen

gewabhrt. 2Zusatzversorgungspﬂichtige Entgelte, Pflichtbeitrdge, nach Satz 1 Buchst. e
bertcksichtigte Beitrdge und Erhéhungsbetrage, die der Berechnung der Versicherungs-
rente nach 8 44a zugrundegelegt werden, bleiben bei der Anwendung des Satzes 1
unbericksichtigt.

(2) Tritt bei dem Versicherungsrentenberechtigten ein neuer Versicherungsfall ein, wird
die Versicherungsrente neu berechnet, wenn nach dem Beginn der Versicherungsrente
(8 62) fur die Zeit vor dem 1. Januar 1978 Pflichtbeitrdge und fir die Zeit vom 1. Januar
1978 an Umlagen entrichtet worden sind.

§ 44a VBLS a.F.
Versicherungsrente auf Grund des Betriebsrentengesetzes

'War ein Versicherungsrentenberechtigter nach dem 21. Dezember 1974 und nach
Vollendung seines 35. Lebensjahres aus einem Arbeitsverhdltnis ausgeschieden, auf
Grund dessen er

a) seit mindestens zehn Jahren ununterbrochen durch denselben Beteiligten oder
dessen Rechtsvorganger pflichtversichert gewesen ist oder
b) - wenn das Arbeitsverhéltnis mindestens zwolf Jahre ohne Unterbrechung

bestanden hatte - seit mindestens drei Jahren ununterbrochen durch denselben Beteiligten
oder dessen Rechtsvorganger pflichtversichert gewesen ist,

wird die Versicherungsrente fir die Zeit dieses Arbeitsverhéltnisses wie folgt berechnet:

1. Fir je zwolf der in dem nach Buchstabe a oder b mafl3gebenden Arbeitsverhaltnis
zurlickgelegten Umlagemonate (8 29 Abs. 10) werden als monatliche Versicherungsrente 0,4
v. H. des Entgelts (Nummer 2) gewahrt. Ein verbleibender Rest von weniger als zwolf
Umlagemonaten bleibt bei der Berechnung unberiicksichtigt.

2. Entgelt im Sinne der Nummer 1 ist das Entgelt, das nach § 43 Abs. 1 und 2 im
Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses gesamtversorgungsfahig gewesen ware,
wenn in diesem Zeitpunkt der Versicherungsfall eingetreten wéare und die Versorgungsrente
am Ersten des folgenden Kalendermonats begonnen hétte.

3. War der Versicherungsrentenberechtigte wahrend des nach Nummer 1
maRgebenden Zeitraumes teilzeitbeschéftigt (§ 43a), ist fur jeden Versicherungsabschnitt (8
21 Abs. 4 Satz 2 Buchst. a) ein Beschéftigungsquotient und fur das mafigebende Arbeits-
verhéltnis ein Gesamtbeschaftigungsquotient zu bilden (8 43a Abs. 2 und 3). War der
Versicherungsrentenberechtigte wahrend des nach 8 43 fir die Berechnung des
gesamtversorgungsfahigen Entgelts malRgebenden Zeitraumes teilzeitbeschaftigt, gilt fir die
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Ermittlung des Entgelts im Sinne der Nummer 2 843a Abs. 4 sinngemaR. Entgelt im Sinne
der Nummer 2 ist das entsprechend dem Gesamtbeschaftigungsquotienten herabgesetzte
Entgelt.

“Erreicht der nach den Nummern 1 bis 3 errechnete Betrag nicht den Betrag, der sich fir die
Zeit des Arbeitsverhaltnisses nach Satz 1 Buchst. a oder b bei Anwendung des § 44 Abs. 1
Satz 1 Buchst. a, b, d und e ergeben wiirde, ist dieser Betrag maf3gebend.

*Eine Unterbrechung des Arbeitsverhaltnisses in den in § 37 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a und ¢
genannten Fallen gilt nicht als Unterbrechung im Sinne des Satzes 1 Buchst. a.
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Anhang F: 8§ 80 VBLS n.F.

§ 80 Anwartschaften fir am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte

'Die Anwartschaften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherten werden nach der
am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. “Soweit die
Startgutschrift nach § 18 Abs. 2 BetrAVG berechnet wurde, sind § 78 Abs. 4, 8 79 Abs. 1
Satz 3 bis 8 und Abs. la entsprechend anzuwenden. *Fir die Dynamisierung der
Startgutschrift gilt § 79 Abs. 7 entsprechend.
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Anhang G: Ubersicht der Versorgungserhéhungen
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Anhang H: Ubersicht der Versicherungsarten (VA)
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Diese Ubersicht kann man nachlesen in einer Ausgabe von VBLinfo.*

%5 https://www.vbl.de/documents/20142/106537/VBLinfo+5_2003.pdf



https://www.vbl.de/documents/20142/106537/VBLinfo+5_2003.pdf

	Tabellen
	Abbildungen
	Einführung
	Zusammenfassung
	1. Rechtliche Hintergründe
	1.1. Zum aktuellen Rechtsstand

	2. Strukturierte Betrachtung
	2.1. Zur schrittweisen Vorgehensweise
	2.1.1. Zur Deutung des § 80 VBLS n.F.
	2.1.2. Unverfallbarkeit und Wartezeit
	2.1.3. Ansprüche aus einfachen bzw. qualifizierten Arbeitsverhältnissen
	2.1.4. Versicherungsabschnitte der Pflichtversicherungszeit

	2.2. Beitragsfreie Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz
	2.2.1.  Festlegung des gewichteten gesamtversorgungsfähigen Entgelts
	2.2.2. Berechnung des fiktiven Nettoentgelts bei Beitragsfreiheit
	2.2.3. Ermittlung der gesetzl. Näherungsrente im Spezialfall Z
	2.2.4. Ermittlung des persönlichen Versorgungssatzes im Spezialfall Z
	2.2.5. Ermittlung der Anwartschaft für Z nach BetrAVG im Zeitraum bei C
	2.2.6. Gesamtrechnung der beitragsfreien Anwartschaft im Spezialfall Z


	Anhang A: Auszug § 1b BetrAVG  n.F.
	Anhang B: Auszüge aus § 18 BetrAVG a.F. / n.F.
	Anhang C: Auszug aus § 30d und §30f BetrAVG n.F.
	Anhang D: § 34 ATV (Altersvorsorgetarifvertrag)
	Anhang E: Auszüge aus § 44 / § 44a VBLS a.F.
	Anhang F: § 80 VBLS n.F.
	Anhang G: Übersicht der Versorgungserhöhungen
	Anhang H: Übersicht der Versicherungsarten (VA)

